Wolfgang Krohn 


Von der 


Schwierigkeit zu streiken 


Ob erfreut oder verärgert — jeder politi- 
sche Beobachter wird zugeben, daß der 
vom Studentenparlament und vielen 
Fachschaften beschlossene Streik an der 
Universität zur 3. Lesung der Notstands- 
gesetze mißglückt ist. Nun ist Politik 
kein Roulett; ein vermeintliches Unglück 
sollte aus seinen politischen Bedingun- 
gen erklärbar sein. 


Auch ohne exakte demoskopische Unter- 
lagen läßt sich davon ausgehen, daß 
vermutlich ein sehr großer Teil der Stu- 
dentenschaft Gegner der Notstandsge- 
setze und Gegner eines Parlaments ist, 
das in einer Phase angeblicher politi- 
scher Entspannung hektisch das Recht 
für Spannungszustände bereitstellt. 

Der erstaunliche Unwille, den Hochschul- 
streik als Teil einer studentischen Ant- 
wort auf die Notstandspolitik zu unter- 
stützen oder mindestens zu akzeptieren, 
muß dementsprechend darin begründet 
sein, daß die politischen Funktionen des 
Streiks nicht begriffen wurden. Sie 
waren: 


(1) Demonstration, daß der studentische 
Teil der Bevölkerung einschneidende po- 
litische Veränderungen auch für seine 
Sache hält, und nicht nur für die Sache 
der durch einen abstrakten Wahlakt frei- 
gelassenen Berufspolitiker; 
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(2) Zeichen dafür, daß die Universität als 
gesellschaftlicher Regenerations- und 
Produktionsbetrieb nicht bereit ist, für 
jede Politik (z. B. für autoritäre und 
aggressive) die fachlich hochqualifizier- 
ten Akademiker als Erfüllungsgehilfen 
bereitzustellen; 


(3) der studentische Beitrag zum politi- 
schen Streik: Die Studenten können un- 
möglich Gewerkschaften, Betriebsräte 
und Belegschaften zum politischen Streik 
auffordern und zugleich den eigenen Be- 
trieb aus dieser Forderung herauslassen; 
(4) der Beginn eines Widerstandes gegen 
die Staatsgewalt, der spätestens dann 
organisiert sein muß, wenn die Staats- 
gewalt ihr Notstandsrecht organisiert pro- 
biert (z. B. an einem neuen Karfreitag 
oder Ostermontag). 


Trotz der klaren Zielsetzung eines Hoch- 
schulstreiks pochten am Tag des Streiks 
viele Studenten — unter ihnen gerade 
auch Notstandsgegner — auf ihre sub- 
jektiven Rechte, Bibliotheken, Vorlesun- 
gen, Seminare, ja sogar Dozenten be- 
suchen zu dürfen. Kein Streikposten, kei- 
ne Fachschaft und kein Studentenparla- 
ment könnten ihnen diese Rechte be- 
schneiden; hiergegen müsse sich sogar 
mindestens genauso gewehrt werden, wie 
gegen die Notstandsgesetze (in der Tat 
kam es aus dieser Motivation zu mehre- 
ren Handgreiflichkeiten). 


Das Hauptargument war: Die Mittel, mit 
denen hier im Streik Politik gegen Bonn 
gemacht wird, sind dieselben, gegen die 
sich der Angriff richtet. 


Aus diesem Argument spricht einerseits 
die Privatisierung des öffentlichen Be- 
wußtseins in der Bundesrepublik: zwar 
darf jeder Meinungen haben und sagen, 
politischen Protest in politischer Form je- 
doch (d.h. das Gemeinwesen betreffende 
Form) verstößt gegen die guten Sitten 
eines repräsentativ-parlamentarischen 
Staates. 


Andererseits scheint diese Haltung zu 
zeigen, daß die Studenten ihre subjek- 
tiven Rechte und Freiheiten unbedingt 
und gegen jeden zu verteidigen bereit 
sind. Als Streikposten mußte man sich 
fragen, ob die Vehemenz, mit der hier 
Studenten für ihre rechtliche Individuali- 
tät fochten, nicht dazu nötigte, die Ab- 
lehnung zu akzeptieren; ob nicht der 
ganze Streik ein falscher Ansatz gewesen 
sei. 

Aber solche Erwägungen wurden schon 
bald Lügen gestraft: Jeder studentische 
Protest war verflogen, als unsere Univer- 
sitätsverwaltung sich entschloß, den Phi- 
losophenturm vier Tage lang ohne Voran- 
kündigung und Begründung zwischen 
17.00 und 19.00 Uhr anstatt wie üblich 
um 22.0 Uhr zu sperren. Kein Schläger- 
iyp wie Herr Rieger vom RSD schwang 
seinen Knüppel, kein eloquenter Vertei- 
diger seines Rechts, Seminare und Do- 
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zenten zu besuchen, fand sich vor den 
Türen des Turmes, Alle, die sich gegen 
die politisch motivierten Maßnahmen der 
Studenten wandten, nahmen die unmoti- 
vierten Verwaltungsmaßnahmen hin wie 
das Wetter. 

So zeigt sich, daß der studentische Pro- 
test gegen den Universitätsstreik weit- 
gehend nur die übersteigerte Form einer 
Autoritätsfixierung war: 


Der Eingriff der legalisierten Autorität in 
die subjektiven Rechte wird hingenom- 
men; selbst ein motivierter und gerecht- 
fertigter Eingriff aber wird schon und al- 
lein deswegen nicht akzeptiert, weil ihm 
sein autoritärer Rückhalt fehlt. 

Jeder weitere Versuch, die Universität zu 
politisieren, d.h. sie zu einem Kontroil- 
und Gestaltungsorgan der Öffentlichkeit 
zu machen, muß intensiver als bisher 
versuchen, diese Autoritätsfixierung auf- 
zulösen. Dies ist eine notwendige Be- 
dingung für die Befreiung des politischen 
Bewußtseins; nur dieses ist zur demokra- 
tischen Praxis imstande. 
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Jens Litten 


Das Hamburger Universitätsgesetz 


Bemerkungen zur Pathogenese der Hochschulreform 


Den vom Senat der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg vorgelegten Entwurf eines 
Gesetzes über die Universität Hamburg 
(Universitätsgesetz — UniG) im Detail kri- 
tisieren zu wollen, heißt zunächst seine 
immanenten Widersprüche aufzuspüren, 
von denen es genug gibt. Solche Kritik 
darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß einzelne Verbesserungen nichts än- 
dern am Kontext dieses Gesetzes, dessen 
Intentionen wir bekämpfen müssen, be- 
kämpfen werden. 


Solite, um diese generelle Bemerkung 
vorwegzunehmen, der vorliegende Geset- 
zesentwurf jemals verabschiedet werden, 
dann bedeutete dieser Schritt eine Ver- 
tagung der Hochschulreform in Hamburg 
ad calendas graecas; denn die Grundli- 
nien des Gesetzes werden bestimmt 
durch eine teils verhohlene, teils betonte 
Rezeption der Empfehlungen des Wis- 
senschaftsrates, teils durch Übernahme 
des Organisationsmodells der Landesrek- 
torenkonferenz des Landes Nordrhein- 
Westfalen, schließlich aber vor allem 
durch eine ungeschminkte staats-autori- 
täre Gesinnung, die Reform mit Admini- 
stration verwechselt. 


Entgegen der reform-euphorischen Be- 
gründung des Entwurfes wird die Macht 
der Ordinarien nicht etwa gebrochen son- 
dern geteilt bzw. verschoben, d. h. die 
Ordinarien-Autonomie wird von ‚oben‘ 
durch die permanente Eingriffsmöglich- 
keit des Staates qua Oktroi zwar faktisch 
lizenziert, nach ‚unten‘ hin jedoch, also 
infrastruktureii im Bereich der Universität 
durch professorale Statussicherung ein- 
deutig abgedichtet. 


Während in der Begründung des Entwur- 
fes davon die Rede ist, die Studenten 
seien „nicht nur als Lernende, sondern 
auch als Mitverantwortliche bei der Er- 
füllung der ihnen gemeinsam gestellten 
Aufgabe (sic!) — Dienst an der Wissen- 
schaft und Ausbildung des Nachwuchses 
für Forschung und Berufsleben — zu be- 
trachten“ ($. 29), sanktioniert der Geset- 
zestext den empirischen Status akademi- 
scher Unmündigkeit mit all seinen diskri- 
minierenden Begleiterscheinungen. 


Die Ungeschicklichkeit des Senats ge- 
genüber professoralen Empfindlichkeiten 
hat zu einer eindeutigen Ablehnung des 
Senatsentwurfs durch alle universitären 
Gruppen geführt, deren Motivationen al- 


lerdings recht verschieden sind und allen- 
falls zu kurzfristigen Koalitionen Veran- 
lassung geben werden. 


Die Vorstellung, der Reformunfähigkeit der 
Ordinarienuniversität durch staatlichen 
Eingriff zu begegnen, verweist auf die 
Geisteshaltung der Verfasser. Autonomie 
der Universität wird nämlich mit der einer 
in ihr unverhältnismäßig privilegierten 
Klasse gleichgesetzt, die allerdings, will 
sie ihrer Omnipotenz sich nicht begeben, 
allen Reformvorstellungen Widerstand 
entgegensetzen muß. Daß Autonomie der 
Universität als einer von verschiedenen 
Gruppen gebildeten Institution voraus- 
setzt eine Demokratisierung der inneren 
Struktur, kommt einer auf dem Effizienz- 
gesichtspunkt (im Sinne des Wissen- 
schaftsrates) primär beharrenden Schul- 
behörde erst gar nicht in den Sinn. 


Der geradezu peinliche Widerspruch zwi- 
schen der verbalradikalen Begründung 
und dem bei all seinem reaktionären 
Grundton nicht einmal logisch konsisten- 
ten Gesetzentwurf (Beispiel: die bizarre 
Gruppenkombination, die sich in jedem 
Entscheidungsgremium anders gestaltet) 
läßt auf verschiedene Verfasser schließen, 
auf einen, der es gut gemeint hat und 
einen, der hofft, komplexen Gebilden mit 
den Organisationsvorstellungen preußi- 
scher Verwaltungsbeamter begegnen zu 
können. 


Es wäre unter diesen Umständen nahezu 
besser, die Universität bliebe von einem 
Gesetz verschont und ginge dazu über, 
ihre Basiskonflikte auf der Grundlage ih- 
rer im Vergleich zum Gesetz progressiven 
vorläufigen Verfassung aus dem Jahre 
1921 auszutragen. Nur, die Zeit drängt 
und solange die Rede von der Universi- 
tätsreform Konjunktur hat, gilt es, nicht 
bei einer Detailkritik stehenzubleiben, 
sondern auf einer Grundsatzkritik zu in- 
sistieren, die, wenn anders die bürokra- 
tische Ignoranz nicht zu durchbrechen ist, 
auch in einen unbefristeten Streik aller 
Angehörigen der Universität ausmünden 
muß. 


Den virtuellen Reformcharakter des Ge- 
setzentwurfes entlarven vor allem folgen- 
de Punkte: 


1. Der Lehrkörper wird nicht reformiert. 
Im 87 des UniG wird vielmehr die Irratio- 
nalität der Lehrkörperhierarchie sanktio- 
niert. Einer denkbaren und einzig sinn- 


vollen Vereinheitlichung des Dozenten- 
status stehen nach Meinung des Senates 
die Bestimmungen des Bundesrahmen- 
rechtes entgegen. Auf der anderen Seite 
dringt der Senat durch normative Bestim- 
mungen auf eine Gesetzesnovellierung 
(vgl. 8 79 UniG) im Sinne der Empfehlun- 
gen des Wissenschaftsrates. Die Beru- 
fung auf das Bundesrahmenrecht hat also 
reine Schutzfunktion zur Abwehr mißliebi- 
ger Reformvorstellungen. 


2. Am Lehrstuhlprinzip wird festgehalten. 
Entgegen der Begründungsfloskel, „daß 
das reine Lehrstuhlprinzip aufgegeben. .. 
werden muß“, wird im $ 8 Abs. 1 verfügt, 
daß ordentliche Professoren Inhaber 
eines Lehrstuhles sind. Auch die zur Lä- 
cherlichkeit verkommene Vorstellung, ein 
Ordinarius habe „ein Fach in seiner gan- 
zen Breite in Forschung und Lehre zu 
vertreten‘, findet ihre naive Wiederho- 
lung, allerdings mit der widersprüchlichen 
Einschränkung, daß zur Wahrnehmung 
aller Aufgaben der Ordinarius nicht mehr 
in der Lage sei. Gemäß gestufter Kom- 
petenz (Gesamtverantwortung — Teilver- 
antwortung) bei Aufrechterhaltung dis- 
funktionaler Befehlsverhältnisse können 
und müssen dann die übrigen nichtordi- 
nierten Personengruppen an Lehre und 
Forschung teilhaben. 


3. Das wissenschaftliche Qualifikations- 
verfahren (Habilitation) wird nicht refor- 
miert sondern willkürlich halbiert. Wäh- 
rend die Bedeutung der Habilitation zum 
Ornament herabgedrückt werden soll, oh- 
ne daß konkrete Alternativvorstellungen 
zur Frage wissenschaftlicher Qualifikation 
bestünden, wird der Universität die Auf- 
gabe zugewiesen, besondere Grundsätze 
zur Lehrbefähigung zu entwickeln, die in 
keinem Zusammenhang mehr stehen zur 
Gesamttätigkeit eines wissenschaftlichen 
Arbeiters. 


4. Nicht Studienreform sondern Studen- 
tenreform wird gesetzlich normiert. Die 
Bestimmungen über Zwangsexmatrikula- 
tion, Zwischenprüfungen und numerus 
clausus sind geeignet, daß Quantitäts- 
problem der Hochschulreform endgültig 
allein auf Kosten der Studenten zu ‚lö- 
sen‘. Der vom Wissenschaftsrat und den 
Verfassern des ‚Dahrendorf-Planes‘ ge- 
forderte Abbau des ‚Studentenberges' 
läßt sich durch entsprechende Handha- 
bung der möglichen Zwangsmaßnahmen 
gegen Studenten kurzfristig realisieren. 
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Helga Bauer 


Politische Conferenciers 


Kommentar zur Entstehung des Senatsentwurfs 


Von einem „politischen Conferencier“ 
sprach der Bürgermeister der Freien und 
Hansestadt Hamburg und meinte den 
Fraktionsvorsitzenden der CDU, Witten. 
Vor Dr. Witten hatte Dr. Tormin (SPD) 
mit der Arroganz und Selbstzufriedenheit 
derjenigen, die sich in der Mehrheit wis- 
sen, die Rede des Abgeordneten Schrö- 
der zur Hochschulgesetzgebung zer- 
pflückt. Es war die erste Lesung des Se- 
natsentwurfs für das neue Hochschulge- 
setz. Nachdem jahrelang selbst in lang- 
wierigen Sektionssitzungen mit Professo- 
ren und Studenten nichts zustande ge- 
bracht wurde, hatte der Senat sich selbst 
hingesetzt und der Offentlichkeit ein 
Hochschulgesetz beschert. Schon bei Vor- 
lage wurde erklärt, in einigen Jahren müs- 
se man das Hochschulgesetz sowieso 
wieder ändern. 


Die Öffentlichkeit war weniger beglückt 
als verblüfft. Der Senat, der angeblich 
aus Sozialdemokraten gebildet wird, hat- 
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5. Von Mitverantwortung bisher unterpri- 
vilegierter Gruppen ist keine Rede. Sämt- 
liche Personengruppen außer den Ordi- 
narien besitzen in den universitären Ent- 
scheidungsgremien Minoritätenstatus oh- 
ne einen entsprechenden Schutz. Die vom 
Senat angestrengten Zahlenspielereien 
erfolgten keinem ersichtlichen rationalen 
Kalkül sondern bemessen sich allein an 
den Bedingungen gefestigter oligarchi- 
scher Verhältnisse. 


6. Das Fakultätssystem bleibt erhalten. 
Neben bzw. unter die ‚klassischen Fakul- 
täten‘ treten noch sog. Fachbereiche, d.h. 
zu den bisherigen drei Entscheidungs- 
ebenen tritt eine vierte, um Entschei- 
dungsabläufe zu komplizieren statt sie 
transparent zu machen. 


7. Im Institut gilt der ‚Herr-im-Hause- 
Standpunkt‘. Eine Institutionsreform fin- 
det nicht statt. Die neu zu bildenden In- 
stitutsräte haben keinerlei Entschei- 
dungskompetenz und nur die Funktion, 
einen kooperativen Willensbildungspro- 
zeß auf Institutsebene vorzutäuschen. 


Die Liste der Scheinreformen ließe sich 
beliebig verlängern. Raummangel ver- 
pflichtet auf die vorgenommene Beschrän- 
kung. Der Senat meint, im Bewußtsein 
seiner Verpflichtung zu fortschrittlicher 
Entwicklung des Bildungswesens gehan- 
delt zu haben. Bösartiger Zynismus oder 
seelige Dummheit, das ist hier die Frage. 
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te es tatsächlich zustande gebracht, ein 
Hochschulgesetz im Stil der 20er Jahre 
vorzulegen mit geringen Änderungen und 
einer Begründung dazu, deren gute Ab- 
sichten im Entwurf nicht wiederzufin- 
den waren. . 


Der Entwurf ist symptomatisch für eine 
Partei, die sich durch ständig sichere 
Mehrheiten im Laufe der Zeit immer stär- 
ker konservativ verfestigt. Mit viel Sorg- 
falt und Akribie ist darin vorgesehen, daß 
die Studenten noch mehr verschult, die 
Odinarien weiterhin überfordert werden 
(„Sie haben die Aufgabe, ein Fach in sei- 
ner ganzen Breite in Forschung und Leh- 
re zu vertreten.) und die gesamte Uhni- 
versität wie ein unmündiges Kind am 
Gängelband des Staates geführt wird. 
Die Sozialdemokraten beweisen Sinn für 
die soziale Auslese, indem sie die Zwi- 
schenprüfung als verschleierte Exmatriku- 
lation befürworten, ganz abgesehen von 
der Exmatrikulation selbst, die schon 
dann erfolgen kann, „wenn sein (des Stu- 
denten) Verhalten erkennen läßt, daß er 
sein Studium nicht ernsthaft verfolgt“. 
Hier stellt sich die Frage, wie das mit der 
„Ernsthaftigkeit“ eines Studiums eigent- 
lich ist, wenn man intensiv in der Fach- 
schaft mitarbeitet oder ständig „jobt“, 
weil, falls man überhaupt Honnef erhält, 
dieses entweder nicht ausreicht oder mit 
der üblichen monatelangen Verspätung 
gezahlt wird. Diese Partei, die einmal 
sozialistisch war und sich jetzt so pragma- 
tisch-technokratisch aufgeklärt gibt, 
scheint im Ernst zu glauben, daß mit der 
Klausel „für Härtefälle ist die Möglichkeit 
von Ausnahmen vorzusehen“ die Maschi- 
nerie der Verwaltung nicht unerbittlich 
in Aktion tritt. 


Selbstverständlich gibt man der Studen- 
tenschaft auch kein politisches Mandat, 


gesucht: 


ein neuer 
Chefredakteur 
für das 
auditorium 


interessierte melden sich 
beim AStA-Vorstand 


im Gegenteil, indem man sie zur Körper- 
schaft öffentlichen Rechts macht, !äßt man 
sie nicht nur wie bisher durch einen Ver- 
mögensrat (jetzt: Wirtschaftsrat) kontrol- 
lieren, sondern zusätzlich durch den Lan- 
desrechnungshof prüfen, auch wenn man 
dazu ganze Gesetze ändern muß. Nun ist 
endlich die Gelegenheit da, der Studen- 
tenschaft durch den Rechnungshof ihre 
finanziellen Möglichkeiten für politische 
Aktionen zu beschneiden — das wird man 
sich doch nicht entgehen lassen? Politi- 
sche Aufklärung der Bevölkerung über- 
läßt man weiterhin Springer zu bewähr- 
ten treuen Händen. 


Gegenüber dem FDP- und besonders 
CDU-Entwurf hat hier der Hamburger Se- 
nat die bewundernswerte Leistung voll- 
bracht, den weitaus konservativsten Ent- 
wurf vorzulegen — Eingeweihte fragen 
sich, ob Fraktionsführer Paulig, Senator 
Kern und einige andere kampflos aufge- 
geben haben? Vielleicht haben sie sich 
auch der einstmals geäußerten Devise 
des Schulsenators angeschlossen: „Es ist 
gleich, was wir für ein Hochschulgesetz 
bekommen, ob es progressiv, konservativ 
oder reaktionär ist — Hauptsache, wir be- 
kommen eins.“ 


Es liegt jetzt in der Hand der SPD-Frak- 
tion, dafür zu sorgen, daß einige Fragen 
wie Organisationsstruktur, Zusammenset- 
zung der Organe, Mitgliederstruktur und 


Fragen an Ruhnau 


Wo ist Obi Ifeobu ? 

Hat die Innenbehörde, nachdem in 
dem „Hauptbahnhofsprozeß“ Ende 
April Obis Unschuld klar zutage kam, 
etwas unternommen, um ihren Fehler 
zu revidieren? 


Trifft es zu, daß die Innenbehörde 
Nachrichten über Obis Verbleib hat, 
die sie nicht bekanntgibt? 


Ist die Innenbehörde bereit zuzuge- 
ben, daß sie damals falsch gehandelt 
hat? 


Ist sich Senator Ruhnau dessen be- 
wußt, daß Obi wahrscheinlich tot ist? 
Ist sich der Senator auch dessen be- 
wußt, daß er dafür mitverantwortlich 
ist? 


Autonomie einschließlich Wirtschaftsver- 
waltung der Universität nochmals über- 
prüft und damit die Grundlagen für eine 
Universität des 20. Jahrhunderts gelegt 
werden. Ist die SPD-Fraktion nicht dazu 
bereit, so ist zumindest folgendes als 
sicher anzunehmen: nicht nur innerhalb 
der Universität, sondern auch in der Öf- 
fentlichkeit und innerhalb ihrer eigenen 
Mitgliedergruppen wird sich massiver Wi- 
derspruch erheben, die Studenten wer- 
den ihnen das heißeste Wintersemester 
in der Geschichte der Universität zele- 
brieren, und nicht zuletzt wird die Freie 
Hansestadt mit diesem Entwurf sich ein 
Denkmal setzen wie die Bürger von Schil- 
da, die in ihrem Rathaus die Fenster ver- 
gessen hatten und daraufhin das Tages- 
licht in Säcken hineinbringen wollten. 


Reinhold dJ 
Oberlercher 


Zur Dialektik von 
Forschung und Lehre 


Hauptmangel aller bisherigen Universi- 
tätswissenschaft ist die Trennung von 
Theorie und Praxis, von geistiger und 
körperlicher Arbeit. Die Wirklichkeit wird 
entweder bloß als Objekt, das es zu er- 
kennen gilt, gefaßt, oder aber als Pro- 
dukt der Anstrengung des Begriffs, als 
Verdinglichung des in der Geschichte tä- 
tigen „Weltgeistes“ entwickelt. 


Die Universität kann nur dann auf die 
Praxis einwirken, wenn sie in ihrem eige- 
nen Bereich den Primat der Praxis er- 
kennt und verwirklicht, wenn sie über ihre 
eigene Reproduktion hinausgeht und zum 
universalproduktiven Kern der neuen Ge- 
sellschaft wird, in welcher die Kritik 
praktisch und die Praxis kritisch ist. 


So wird eine Universität, die den Kampf- 
wert ihrer Theorien erprobt, zur Aus- 
gangsbasis revolutionärer Praxis, zum 
Keim einer Gesellschaft, in der die Ver- 
änderung der Produktionsbedingungen 
bewußte Selbständerung des Menschen 
ist. 


Bildungspolitisches Axiom der Klassen- 
herrschaft ist die Ungleichzeitigkeit von 
Lehren und Lernen. 


Da die Identität von Bildungsobjekt und 
Bildungssubjekt in einer Herrschafts- bzw. 
Klassengesellschaft als Regelfall nicht 
existieren kann, hat das klassische Uni- 
versitätskonzept zwar die Einheit von 
Forschung und Lehre als Konstituens von 
Bildung formuliert, niemals aber die 
Identität oder Einheit von Lehrenden und 
Lernenden daraus gefolgert. Solche Iden- 
titätsthese würde — im Gegensatz zur 
ideologischen Gemeinschaftsfloskel — das 
aus der Ungleichzeitigkeit von Lehren und 
Lernen resultierende hierarchische Prin- 
zip des Bildungswesens und darüber hin- 
aus die Herrschaftshierarchien der gan- 
zen Gesellschaft gefährden. 


Die Rede von der „Gemeinschaft der Leh- 
renden und Lernenden“ ist lediglich dazu 
angetan, den Interessenantagonismus, 
der zwischen Lehrenden und Lernenden 
dann besteht, wenn ihre Rollen nicht per- 
manent alternieren, zu verschleiern. 
Zwar wird niemand bezweifeln, daß der- 
jenige nichts mehr zu lehren hat, der 
nicht auch ständig lernt, und daß man 
nichts lernt, wenn das zu Lernende nie- 
mandem gelehrt wird, notfalls sich selbst 
— doch die Geister scheiden sich an der 
Frage: „Wer wem?“ 


Der Lernprozeß ist nur dann repressions- 
frei, wenn die Lehre der Lernenden sich 
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nicht auf eine sozial und intellektuell 
schwächere Gruppe richtet, sondern wenn 
die Lehre der Lernenden deren Lehrer 
zum Lernen von ihren Schülern nötigt. 


Herrschaftsfreier Dialog impliziert mate- 
rielle Verfügungsgewalt aller gleichbe- 
rechtigten Teilnehmer über Forschungs- 
richtung und Lernbedingungen. 
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Anleitung zu wissenschaftlicher Arbeit als 
Aufgabe der Lehrenden kann stets nur 
Initialzündung sein, Starthilfe für selb- 
ständiges Handeln, das einer spezifischen 
„Lehre“ nicht mehr bedarf. Als „Lehren- 
de" zu berufen sind Personen, die sich 
gegenüber den Berufenen in einer quan- 
titativ wie qualitativ fortgeschrittenen 
Lernsituation befinden. 


Nicht die Befähigung zur „Lehre“ ist für 
Berufene entscheidend, sondern das In- 
tesse des berufenen Institutsrates, etwas 
Neues zu lernen und den „Lehrenden“ 
auszuforschen. Die Lehrenden und Ler- 
nenden des Institutsrates, die zu gleichen 
Teilen vertreten sind, erschienen bei Be- 
rufungen einheitlich als Lernbegierige, 
wodurch die Freiheit des Lernens (nicht 
die Freiheit der Lehre) zentrale Bedeu- 
tung erhält. 


Lernen ist Forschung unter dem Begriff 
ihrer Allgemeinheit, Die Forschung der 
Wenigen kommt in der Nachforschung 
der Vielen zu ihrer Wirkung und Wirklich- 
keit. Das Erforschte wirkt sich aus, wenn 
viele es lernen. Lernen ist nachholendes 
Forschen, das den Weg der Avantgarde 
der Forschung verkürzt und für einen im- 
mer größeren Nachschub an kritischen 
Potenzen ebnet. Lernprojekte sind immer 
auch Forschungsprojekte, weil sie wissen- 
schaftliche Daten auf Relevanz und Mög- 
lichkeit ihrer Kommunizierbarkeit und so- 
mit ihren Wirklichkeitsgrad untersuchen. 
Die Funktion des Lehrenden ist stets 
temporär und bleibt untergeordnetes Mo- 
ment des wissenschaftlichen Gesamtpro- 
zesses, der ein Lernprozeß ist und in 
welchem jenes, was heute als Forschung 
im Vordergrund steht, nur avantgardisti- 
sches Moment einer viel umfassenderen 
Sache ist. 


Diese Sache heißt Geschichte, und Ge- 
schichte ist der Lernprozeß des Men- 
schengeschlechts. Lernen wird Wissen- 
schaft, wo es seine eigene Geschichte 
begreift, und begriffene Geschichte ist 
die einzige Wissenschaft. 
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Es sind Methoden zu entwickeln, die den 
Herrschaftsmechanismus der Universität 


zerbrechen und mit denen die Produk- 
tionsmittel der Universität anzueignen 
sind. 


Denn ebenso wie der traditionelle Streik 
hat auch der Vorlesungs- oder Prüfungs- 
boykott die Qualität einer bloß abstrak- 
ten Negation. 


Es geht jedoch darum, die akademischen 
Gepflogenheiten bestimmt zu negieren, 
durch neue funktionale und jederzeit ver- 
änderbare Formen positiv aufzuheben. 
So etwa sind alle „wissenschaftlichen“ 
Examina'), die ja nur herrschaftlicher 
Kontrolle dienen, selbstverständlich zu 
verweigern — aber nicht so, daß man 
einfach fernbleibt, sondern so, daß die 
Prüfer in der Prüfung öffentlich befragt 
werden. 


Die Prüfer sollen nun nicht ihrerseits ge- 
prüft, sondern ihr Wissen soll allgemein 
nutzbar gemacht werden — im Interesse 
der bislang so schwer Geprüften. 
Prüfungen im traditionellen Sinne sind — 
nach Mannheim — „reproduktive Voll- 
züge“. Qua Prüfung sind allein Repro- 
duktionsprüfungen logisch möglich, in 
denen die in der gesellschaftlichen Pro- 
duktion Tätigen feststellen, ob die Kan- 
didaten in der Lage sind, das bereits ver- 
wirklichte Reproduktionsniveau aufrecht- 
zuerhalten. 


Höhere Qualifikationen und wissenschaft- 
liche Leistungen sind nur in der Prakti- 
kabilität neuer theoretischer Konzepte zu 
prüfen; erst dann, wenn wissenschaftliche 
Einsichten in ein erhöhtes Reproduktions- 
niveau aufgegangen sind, geben sie ein 
Kriterium für die wissenschaftliche, d.h, 
die Reproduktionsprüfung ab. 


V 
Ob Wissenschaft als die Freiheit einer 
kleinen Elite, zu forschen und zu lehren, 
definiert wird, oder auf der Lernfreiheit 
der breiten Massen des Volkes gründet, 
ist keine theoretische, sondern eine 
Machtfrage. 


Voraussetzung, um an den Universitäten 
diese Frage nach der Selbstbestimmung 
der Individuen als Machtfrage stellen zu 
können, ist, daß die akademische Institu- 
tion zuvor durch massiven Einsatz eigener 
und staatlicher Repressionsmittel als die 
Hure der herrschenden Gewalt sich ent- 
larft hat. Soweit dürfte die Entwicklung 
gegenwärtig sein. Der nächste Schritt muß 
dahin führen, den herkömmlichen Lehr- 
betrieb in den ideologisch relevanten 
Massenfächern lahmzulegen. Das ist nur 
zu erreichen, wenn Kritik als permanente 
und allgegenwärtige sich organisiert, und 
nur bei andauernder und empfindlicher 
Verunsicherung tradierter Attitüden der 
Professoren wie der Studenten wird das 
Bedürfnis entstehen, den eigenen Lehr- 
prozeß zu organisieren. 

„Die Gesellschaft in ihrer Gesamtheit muß 
eine riesige Schule werden!“2) 

!) Keine Pädagogik hat bislang die Not- 
wendigkeit dieser Prüfungen wissen- 
schaftlich abgeleitet; daher gibt es keine 
„wissenschaftlichen Examina“. Es wird le- 
diglich nach den Akzidentien von Wissen- 
schaft gefragt; dies Fragen selbst bleibt 
unbefragt. 


2) Che Guevara, Mensch und Sozialismus 
auf Kuba; Köln/München 1966, S. 47. 
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- UNIVERSITÄTSGESETZ (UniG) 


Entwurf der SPD 
(Auszüge) 


2 Rechtsstellung und Aufgaben 


(2) Die Universität pflegt die Wissenschaft im Zu- 
sammenwirken aller ihrer Mitglieder durch For- 
schung und Lehre. Sie bereitet die Studenten auf 
Berufe und Anen vor, für die eine wissen- 
schaftliche Ausbildung erforderlich ist. 
Buarinding: Nach Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 des 

rundgesetzes sind Forschung und Lehre frei, g 
Absatz 3 Satz I des Entwurfs wiederholt diese Be- 
stimmung für die Universität. Die Freiheit der 
Lehre wird allerdings in ihrem Gegenstand durch 
die der Universität obliegende Aufgabe der Be- 
rufsvorbereitung in gewissem Umfang begrenzt. Soll 
diese wichtige Aufgabe ordnungsgemäß erfüllt wer- 
den, muß der akademische Unterricht den Erforder- 
nissen der maßgebenden Prüfungsordnungen Rech- 
nung tragen . . 9 

83 
Setzungsrecht der Universität 


{1) Die Universität regelt ihre innere Ordnung 
durch eine Satzung. ö 

ß Sie kann weitere Rechtsvorschriften zur Rege- 
ung akademischer Angelegenheiten erlassen. 

3 Absatz 1 gibt der Univer- 
sität das Recht und verpflichtet sie ie ihre 
innere Ordnung durch eine von ihr selbst — und 
zwar vom Großen Senat ($ 36 Absatz 1 Satz 1) zu 
beschiießende Satzung zu regeln .. .) 


85 
Bedienstete an der Universität 


(Begründung: ... . 


p Dienstvorgesetzter aller Bediensteten an der 
niversität ist der Präses der Zuständigen Behörde. 
Er kann seine Befugnisse im Rahmen der gelten- 
den Vorschriften auch auf den Universitätspräsiden- 
ten übertragen. $8 

Aufgaben der Angehörigen des Lehrkörpers 


(1) Die ordentlichen Professoren sind Inhaber eines 
Lehrstuhls. Sie haben die Aufgabe, ein Fach in 
seiner ganzen Breite in Forschung und Lehre zu 
vertreten. 
89 

Berufung 
1) Zum Angehörigen des Lehrkörpers darf nur be- 
nn werden, Fe die für seine Flanke erforder- 
liche Eignung und Befähigung zum Forschen und 
Lehren hat. Die Berufung setzt die Habilitation 
nicht voraus. 
2) Die Angehörigen des Lehrkörpers werden auf 
orschlag der Universität berufen; für die Beru- 
fung von ordentlichen Professoren Iogt die Univer- 
sität einen Berufungsvorschlag vor, der begründet 
sein muß und mindestens drei Namen enthalten 
soll. Bei der Berufung kann von einer vorgeschla- 
genen Reihenfolge abgewichen werden. Nach An- 
hörung der Universität kann auch eine nicht vor- 
a Pi Person berufen werden. 
(3) Lehrstühle sind zur Vorbereitung des Berufungs- 
vorschlags vom Universitätspräsidenten im Einver- 
nehmen mit der zuständigen Behörde rechtzeitig 
auszuschreiben. Innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf der Bewerbungsfrist stellt der Fachbereich 
aus den eingegangenen Bewerbungen den Beru- 
fungsvorschlag Werufungstiste) auf und leitet ihn 
der Fakultät und dem Akademischen Senat zu. Die 
Fakultät kann sich zu dem Vorschlag äußern. Der 
Akademische Senat legt die Berufungsliste mit einer 
eigenen Stellungnahme innerhalb eines weiteren 
Monats unter Beifügung sämtlicher eingegangener 
Bewerbungen der zuständigen Behörde vor. Die 
zuständige Behörde kann die vorgesehenen Fristen 
in begründeten Ausnahmefällen verlängern. 


(Begründung: ... Das mit der Ausschreibung an- 
gestrebte Ziel läßt sich nur erreichen, wenn zu- 
gleich vorgeschrieben wird, daß in die Berufungs- 
vorschläge nur Personen aufgenommen werden 
dürfen, die sich beworben haben. Andemfails be- 
steht die Gefahr, daß das bisher für die Vorberei- 
tung der Berufungsvorschläge übliche Verfahren 
beibehalten und die Ausschreibung daneben zu 
einer leeren Form wird „... Die Ausschreibung 
begegnet heute vor allem_ unter Hochschullehrern 
noch vielen Vorbehalten. Es muß daher ... be- 
fürchtet werden, daß sich auf eine Ausschreibung 
gerade die besonders qualifizierten Wissenschaftler 
nicht bewerben. Auf Grund dieser Erwägungen 
schreibt & 9 Absatz 3 Satz 2 zwar grundsätzlich 
vor, daß die Berufungsvorschläge allein aus den 
eingegangenen Bewerbungen aufzustellen sind. Ab- 
weichend können aber während einer Übergangs- 
frist auch Personen in die Berufungsvorschläge auf- 
on werden, die sich nicht beworben ha- 
en... 
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Exmatrikulation 


{1} Ein Student ist zu exmatrikulieren, wenn 1. die 
immatrikulation durch Zwang, arglistige Täuschun 

oder Bestechung herbeigeführt wurde, 2. er aı 

Grund der B] 19 bis 2} das Studium weder in sei- 
ner ursprünglichen noch in einer anderen Fachrich- 
tung fortführen darf, 3. er das Studium in seiner 
ursprünglichen Fachrichtung auf Grund des & 19 
oder des & 21 nicht fortführen darf und die Fach- 
richtung nicht wechselt. 


{2) Ein Student kann exmatrikuliert werden, wenn 
1. nach der Immatrikulation Tatsachen bekannt wer- 
den oder eintreten, die zur Versagung der Immatri- 
kulation führen können, 2. sein Verhalten erkennen 
läßt, daß er sein Studium nicht ernsthaft verfolgt, 
insbesondere wenn er nach Ablauf einer unange- 
messen langen Studienzeit sich einer vorgeschrie- 
benen Vor- oder Zwischenprüfung nicht unter- 
zogen oder eine Abschlußprüfung nicht abgelegt 
oder endgültig nicht bestanden hat, 3. er für das 
Rückmelde- oder Belegverfahren vorgeschriebene 
Fristen schuldhaft versäumt, 4. er von den Studen- 
ten zu entrichtende Gebühren oder den Beitrag 
der Studenten (& 65) trotz Mahnung nicht zahlt; 
anstelle oder neben der Exmatrikulation kann an- 
ein werden, daß Semester, für die die Ge- 
ühren oder der Beitrag der Studenten nicht ent- 
richtet sind, nicht angerechnet werden. 


BR sn» 
Zwischenprüfungen 
In staatlichen und akademischen Prüfungsordnungen 
kann bestimmt werden, daß Vor- und Zwischen- 
prüfungen in einer bestimmten Zeit abgelegt oder 
im einzelnen festzulegende Studienleistungen in 
einer betimmtsen Zeit erbracht werden müssen... . 
für Härtefälle ist die Möglichkeit von Ausnahmen 
vorzusehen. 
& 20 


Fachwechsel 

Der zweite und jeder weitere Wechsel der Fach- 
richtung bedürfen der Genehmigung des Univer- 
sitätspräsidenten. Das Nähere bestimmt die Uni- 
versität. 
Br 2 

Studentisches Ordnungsrecht 
(1) Gegen Studenten, die die Ordnung in der Uni- 
versität und ihren Veranstaltungen, insbesondere 
die Wahrnehmung der Aufgaben der Universität 
stören, können ÖOrdnungsmaßnahmen getroffen 
werden. 
(2) Ordnungsmaßnahmen sind: 
1. Verweis; zugleich kann die Verweisung von der 
Universität Hamburg für den Fall eines erneuten 
Verstoßes angedroht werden; 
2: en der weiteren Teilnahme an einzelnen 
Lehrveranstaltungen und der Benutzung von Ein- 
richtungen der Universität bis zu sechs Monaten, 
wenn sich der Verstoß auf diese bezogen hat, 


. 3. Verweisung von der Universität Hamburg für ein 


oder zwei Semester, 

a dauernde Verweisung von der Universität Ham- 
urg. 

(3) Ordnungsmaßnahmen werden von einem Ord- 

nungsausschuß getroffen. Ihm gehören an: 

1. ein vom Senat für drei Jahre bestellter Berufs- 
richter als Vorsitzender, 

2. ein vom Akademischen Senat für ein Jahr be- 

stellter Angehöriger des Lehrkörpers, 

3. ein vom Studentenparlament für ein Jahr be- 

stellter Student der Universität Hamburg. 


Neben dem Vorsitzenden sind mindestens fünf 
weitere Berufsrichter, für die anderen Mitglieder 
mindestens je zwei Stellvertreter zu bestellen. Bei 
Verhinderung des Vorsitzenden oder eines anderen 
Mitglieds und seiner Stellvertreter treten die wei- 
teren Berufsrichter an deren Stelle. Dies gilt ent- 
sprechend, wenn die zuständigen Organe keine 
Mitglieder gemäß Satz 2 Nummer 2 und 3 bestellen 


oder wenn diese Mitglieder und ihre Stellvertreter 
sich weigern, an einer Sitzung teilzunehmen. 


(4) Die Befugnis des Universitätspräsidenten oder 
der von ihm Beauftragten, auf Grund des 
Absatz 8 Studenten die Teilnahme an Lehrveran- 
staltungen oder die Benutzung von aeg 
der Universität zu untersagen, bleibt unberührt. 
In solchen Fällen ist unverzüglich ein Ordnungs- 
verfahren einzuleiten. Eine Maßnahme gemäß 
Satz 1 tritt spätestens mit dem Abschluß des Ord- 
nungsverfahrens außer Kraft. 


(5) Das Ordnungsverfahren wird durch vom Akade- 
mischen Senat zu erlassende Bestimmungen geregelt. 


Aufbau und Organisation der Universität 


26 
Rechtstellung den Präsidenten) 


(1) Der Universitätspräsident wird nach Anhören 
des Akademischen Senats und im Einvernehmen mit 
dem Großen Senat durch den Senat bestellt. Ist 
neun Monate nach dem Freiwerden des Amts kein 
Einvernehmen ee so kann der Universitäts- 
Pe ohne Zustimmung des Großen Senats 
estellt werden. 

(2) Die Amtszeit des Universitätspräsidenten beträgt 
neun Jahre... 


30 
Zusammensetzung Fr Akademischen Senats 


(1) Der Akademische Senat umfaßt 24 Mitglieder. 
Ihm gehören an: 

1. Der Universitätspräsident als Vorsitzender, 

2. der Vizepräsident als stellvertretender Vorsit- 
zender, 

3. die Dekane, 

4. vier ordentliche und außerordentliche Professoren, 
5. vier Vertreter der in & 7 genannten Angehörigen 
des Lehrkörpers, 

6. vier Vertreter der wissenschaftlichen Assistenten, 
7. vier Vertreter der Studenten. 


36 
Aufgaben Mr. Großen Senats 
Ih Der Große Senat beschließt die Satzun 
niversität. Er nimmt den Jahresbericht des 
sitätspräsidenten entgegen. ... 


8 37 
Zusammensetzung 

(1) Der Große Senat umfaßt 120 Mitglieder. Ihm 

ehören an: 

. Der Vizepräsident als Vorsitzender, 
2. 39 ordentliche Professoren, 
3. 10 außerordentliche Professoren, 
4. 10 Vertreter der in & 7,4 genannten Angehö- 
rigen des Lehrkörpers, 
5. 15 Vertreter der in & 7,5 genannten Angehö- 
rigen des Lehrkörpers, 
6. 15 Vertreter der wissenschaftlichen Assistenten, 
7. 30 Vertreter der Studenten. 
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8 38 
Einberufung und Verfahren 


(1) Der Große Senat wird vom Vorsitzenden min- 
destens einmal im Semester einberufen. Der Vor- 
sitzende muß ihn ferner einberufen, wenn der 
Universitätspräsident, der Akademische Senat oder 
30 Mitglieder des Großen Senats es verlangen. 

(2) Eine Angelegenheit der in & 36 Abs. 2 bezeich- 
neten Art wird auf die Tagesordnung gesetzt, 
wenn mindestens drei Viertel der Vertreter einer 
der in & 37 Absatz 1 Satz 2 Nummern 2 bis 
genannten Gruppen es beantragen. Eine solche An- 
gelegenheit wird erst erörtert, wenn die anderen 


= er Tagesordnung stehenden Punkte behandelt 
ui Studentenschaft 
62 
Aufgaben 


(1) Die Studentenschaft nimmt ihre Angelegenheiten 
selbst wahr. Sie wirkt an der Selbstverwaltung der 
Universität nach Maßgabe dieses Gesetzes und der 
Satzung der Universität mit. 


2) Aufgabe der Studentenschaft ist es, 

. die fachlichen und sozialen Belange der Studen- 
ten zu vertreten, 

2. die politische Bildung und das staatsbürgerliche 
Verantwortungsbewußtsein der Studenten auf der 
Grundlage der verfassungsmäßigen Ordnung zu 
fördern, 

3. für die Freiheit von Forschung und Lehre öffent- 
lich einzutreten; die Studentenschaft kann zu allen 
hochschulpolitischen Fragen Stellung nehmen, 

4. für die wirtschaftliche Förderung und die ge- 
sundheitliche Betreuung der Studenten einzutreten, 
5. die geistigen und musischen Interessen der Stu- 
denten zu unterstützen, 

6. den Studentensport zu fördern, 

7. die Beziehungen zu deutschen und ausländischen 
Studentenschaften zu pflegen. 


Waschen - Reinigen - Selbstbedienung 
Schnell und billig können Sie ‚bei uns selbst 
Ihre Wäsche waschen, schleudern, trocknen und 


mangeln und Ihre Garderobe chemisch reinigen 
SCHLÜTERSTRASSE 81 . 5 MINUTEN VON DER UNI 


UNIVERSITÄTSGESETZ (UniG) 


Entwurf der CDU 
(Auszüge) 


81 
Rechtliche Stellung 


(1) Die Universität Hamburg ist eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts und wird von der Freien 
und Hansestadt Hamburg getragen. 

{2} Die Universität ist in allen Angelegenheiten der 
Forschung und Lehre frei. 

{3} Die Universität hat das Recht der Selbstverwal- 
tung und führt ein eigenes Siegel. 


, 82 

Aufgaben der Universität 

{1} Die Universität vereinigt Forschung und Lehre 
im Dienste der Wissenschaft. 

(2) Der Universität obliegt die Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses und die Vorbereitung 
der Studenten auf Berufe und Aufgaben, für die 
ein wissenschaftliches Studium vorgeschrieben oder 
nützlich ist... . 

{3) Der Universität obliegt die Förderung der poli- 
tischen Bildung und des staatsbürgerlichen Ver- 
antwortungsbewußtseins der Studenten. 


65 

Gliederung und Organe 
1} Die Universität gliedert sich in Fakultäten und 
nstitute. 
(2) Organe der Universitätsselbstsverwaltung sind: 
. auf der Ebene der Institute der geschäfts- 
führende Direktor und der Institutsrat, 
2. auf der Ebene der Fakultäten der Dekan und der 
Fakultätsrat, 
3. auf der Ebene der Gesamtuniversität der Präsi- 
dent, der Akademische Senat und das Konzil. 


6 
Mitwirkung der Öntversitätsgruppen 

{1} Die Universität ist eine Gemeinschaft der Leh- 
renden und Lernenden. Grundsätzlich haben alle 
Universitätsgruppen in allen Gremien Mitsprache- 
und Mitbestimmungsrecht. . 
(2) Alle Mitglieder eines Gremiums wirken bei 
allen Beratungsgegenständen mit, erhalten alle 
Informationen und haben das gleiche Stimmrecht. 
Sie sind an Aufträge und Weisungen nicht ge- 
bunden. 

3) Bei Prüfungen einschließlich Habilitation und 
romotion wirken nur diejenigen Mitglieder von 
Gremien mit, die die jeweilige Prüfung bereits ab- 
gelegt haben. 


N. Universitäts-Selbstverwaltung 
1) Der Universitätspräsident 


ed 7 
Aufgaben, Rechte und Pflichten 


pP Der Präsident vereinigt in seiner Hand die 
eitung von akademischer Verwaltung und Wirt- 
schaftsverwaltung .... 

{2) Der Präsident führt die laufenden Geschäfte 
der Universität. Er sorgt für das Zusammenwirken 
aller Organs und Glieder der Universität und ver- 
tritt die Universität gerichtlich und außergerichtlich. 


(4) Der Präsident ist an die Beschlüsse des Konzils 
und des Akademischen Senats gebunden. Er hat in 
diesen Gremien Stimmrecht. 


8 
Wahl und Rechtsstellung des Präsidenten 


{2} Der Präsident wird vom Konzil auf Vorschlag 
des Akademischen Senats für die Dauer von acht 
Jahren gewählt. 

3) Das Konzil wählt den Präsidenten mit Zwei- 
drittelmehrheit. Kommt diese Mehrheit im ersten 
Wahlgang nicht zustande, entscheidet das Konzil 
in einer erneuten Sitzung mit einfacher Mehrheit. 


2) Der Akademische Senat 
810 


Aufgaben des Akademischen Senats 
{1} Der Akademische Senat ist für alle, die ge- 
samte Universität betreffenden Fragen zuständig, 
sofern dieses Gesetz oder die Satzung nichts an- 
deres bestimmen. 


811 

Zusammensetzung des Akademischen Senats 
{1} Mitglieder des Akademischen Senats sind: 
1. Der Präsident, 
2. der Vizepräsident, 
3. die Dekane, 
4. zwei Vertreter der Hochschullehrer, 
5. drei Vertreter der nichthabilitierten Lehrpersonen, 
6. drei Vertreter der wissenschaftlichen Assistenten, 
7. sechs Vertreter der Studentenschaft. 


3} Das Konzil 
12 


Aufgaben des Konzils 
(1) Das Konzil ist das oberste Gremium der Uni- 
versität. 
2) Das Konzil wählt den Präsidenten. 
3) Das Konzil beschließt mit Zweidrittelmehrheit 
die Satzung und deren Änderungen. 


6133 
Mitglieder des Konzils 


Die Mitglieder des Konzils sind: 

1. Der Präsident, 

2. der Vizepräsident, 

3. die Dekane, 

4. fünfzig weitere Hochschullehrer, 

5. fünfzehn Vertreter der nichthabilitierten Lehr- 
personen, 

6. fünfzehn Vertreter der wissenschaftlichen Assi- 
stenten, 

7. dreißig Vertreter der Studentenschaft. 


2) Die Institute 
Der Institutsrat 


N Dem Institutsrat gehören unter Vorsitz des ge- 
schäftsführenden Direktors alle dort tätigen Hoch- 
schullehrer an. Die im Institut tätigen nichthabili- 
tierten Lehrpersonen, wissenschaftlichen Assistenten 
und Studenten werden durch gewählte Vertreter 
repräsentiert. Auf je 4 Hochschullehrer entsenden 
die nichthabilitierten Lehrpersonen, die wissen- 
schaftlichen Assistenten und die studentische Fach- 
schaft je einen Vertreter. 

(2) Der Institutsrat tritt in regelmäßigen Abständen, 
außerdem auf Antrag von einem Drittel seiner 
Mitglieder zusammen. 


2) Berufung 


Das Berufungsverfahren 


{1} Jeder Berufung eines Lehrstuhlinhabers muß 
eine Ausschreibung vorausgehen. Diese hat so bald 
wie möglich, bei Emeritierung mindestens drei Se- 
mester vor der Vakanz, bei Abberufung mindestens 
binnen sechs Monaten zu erfolgen. 

(2) Der Fakultätsrat stellt eine Liste auf, die drei 
Vorschläge enthalten soll, Die Fakultät muß in ih- 
rem Vorschlag mindestens einen der Bewerber aus 
dem Ausschreibungsverfahren berücksichtigen. Die 
Namen aller Bewerber sind mitzuteilen. 

(3) Die Berufungsvorschläge sind von der Fakultät 
an den Akademischen Senat zu leiten. Der Aka- 
demische Senat kann die Liste an die Fakultät 
zurückgeben, wenn der Dekan zustimmt. Der Aka- 
demische Senat kann der Liste keine weiteren 
Namen hinzufügen und muß unter Angabe des 
zahlenmäßigen Abstimmungsergebnisses den Vor- 
schlag an den Präses der zuständigen Behörde 
weiterleiten. War der Vorschlag im Äkademischen 
Senat mit Zweidrittelmehrheit angenommen, so 
kann der Präses der zuständigen Behörde nur mit 
Zustimmung einer Zweidrittelmehrheit der Deputa- 
tion ablehnen oder die Reihenfolge der Vorschlags- 
liste ändern. 


8 36 
Exmatrikulation von Studenten 


(M Ein Student ist zu exmatrikulieren, wenn 

. ihm die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt 
werden, 

2. er auf Grund der 55 40 bis 42 dieses Gesetzes 
das Studium weder in seiner ursprünglichen noch in 
einer anderen Fachrichtung fortführen darf, 

3. er auf Grund der Haus- und Schiedsordnung 
dieses Gesetzes gemäß durch Beschluß des 
Schiedsausschusses von der Universität zu verwei- 
sen ist. 


8 38 
Numerus clausus 


(1) Die Zulassung kann nur für einzelne Fach- 
richtungen beschränkt werden, wenn und solange 
dies mit Rücksicht auf die Aufnahmefähigkeit der 
Universität erforderlich ist, um ein ordnungsge- 
mäßes Studium in der betreffenden Fachrichtung zu 
gewährleisten .. . 

(2) Hat die Fakultät ihren Beschluß gegen die Mehr- 
heit ihrer studentischen Vertreter gefaßt, so bedarf 
der Beschluß einer_Bestätigung im Akademischen 
Senat mit einer Zweidrittelmehrheit. Beschlüsse 
über Zulassungsbeschränkungen sind längstens ein 
Jahr gültig. 
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840 
Zwischenprüfungen 

In Prüfungsordnungen können Vor- oder Zwischen- 
prüfungen vorgeschrieben werden. Bestimmungen, 
die die Fortführung des Studiums von der Able- 
gung einer Vor- oder Zwischenprüfung nach einer 
estimmten Semesterzahl abhängig machen, sind 
nur mit Zustimmung einer Dreiviertelmehrheit in 
den Fakultätsräten und dem Akademischen Senat 
zulässig. 


84a 
Der zweite oder wiederholte Wechsel der Fach- 
richtung bedarf der Genehmigung der Universität. 
Das Nähere bestimmt die Universität. 


Vi. Die Studentenschaft 


$ 4 
Status der Studentenschaft 


(1) Die Studentenschaft ist eine selbständige Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts und ein verfas- 
sungsmäßiges Glied der Universität. 

2) Ihr gehören alle an der Universität immatri- 
ulierten Studenten an. 


45 
Selbstverwaltung der Studentenschaft 


{1) Die Studentenschaft nimmt ihre Angelegenheiten 
selbst wahr. $ie wirkt an der Selbstverwaltung der 
Universität nach Maßgabe dieses Gesetzes und ent- 
sprechend der Satzung der Universität mit. 

(2) Organe der Studentenschaft sind: 

1. Der Allgemeine Studentenausschuß (AStA), 

2. das Studentenparlament, 

3. die Fachschaften. 

(3) Zu den Angelegenheiten der Studentenschaft 
gehört: 

1. die Vertretung der fachlichen und sozialen Be- 
lange der Studenten, 

. die Unterstützung der sportlichen und musischen 
Interessen der Studenten, 

3. die Pflege der Beziehungen zu deutschen und 
ausländischen Studentenschaften. 

m Die Studentenschaft hat ein Mandat für hoch- 
schulpolitische Fragen und für die inneruniversi- 
tären Belange der Studentenschaft. 


[3 
Die studentischen Fachschaften 


{1) In fachlichen Fragen werden die Studenten durch 
ihre Fachschaften vertreten. Diese sind an \Wei- 
sungen des Studentenparlaments und des AStA 
nicht gebunden und dürfen solche auch nicht ent- 
egennehmen. 

0) An der Spitze der Fachschaften stehen gewählte 
Fachschaftsleitungen. Das Nähere bestimmen die 
Fachschaften. 


47 
Abgrenzung der Befkanisse von Fachschaften 
und Studentenparlament 


(1) Die studentische Vertretung in den akademi- 

schen Gremien der Institute und Fakultäten obliegt 
den Fachschaften. 

g Die studentische Vertretung für den Akademischen 
enat und für das Konzil wählt das Studentenpar- 
lament auf Vorschlag des AStA aus den Reihen des 

AStA, der Mitglieder des Studentenparlaments und 
der Fachschaftsleiter. 

(3) Wahlen für Studentenparlament und Fachschaften 
sind getrennt durchzuführen. 


& 48 
Satzung der Studentenschaft 


(1) Die Studentenschaft gibt sich eine Satzung, die 
vom Studentenparlament zu verabschieden ist. 


IX. Haus- und Schiedsordnung 
854 


{1} Alle Miglieder der Universität sind verpflichtet, 
daran mitzuwirken, daß die Universität ihren Auf- 
trag in Forschung, Lehre und Studium erfüllen kann. 
Der Ablauf des Forschungs- und Lehrbatriebes und 
die Ordnung innerhalb der Universität muß ge- 
währleistet sein. 

(2) Der Akademische Senat erläßt eine ausschließ- 
lich auf die inneruniversitären Verhältnisse bezo- 
gene Haus- und Schiedsordnung. 

(3) Der Haus- und Schiedsordnung sind alle Uni- 
versitätsangehörigen unterworfen. 

N Gegen Entscheidungen auf Grund der Haus- und 
chiedsordnung ist Berufung an einen vom Aka- 
demischen Senat eingesetzten Ausschuß zulässig, 
dem zwei Hochschullehrer, zwei Studenten und ein 
nichthabilitierter Beamter, Angestellter oder ein 
Assistent angehören. Der orsitzende dieses 
Schiedsausschusses muß die Befähigung zum Rich- 
teramt haben. 
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Ulfert Krahe 


hat es 


Wenn Sie das Philosophikum 
mit „Sehr gut” bestehen wollen . 


1. dann erscheinen Sie zur Prüfung in 
schwarzem Anzug und silbergrauer Kra- 
watte bzw. Abendkleid und Intellektuel- 
lenbrille! Suchen Sie unbedingt tags zu- 
vor den Friseur auf! 


2. dann versichern Sie sich in der Vorbe- 
sprechung im Detail der Meinung Ihres 
Prüfers, damit Sie diese Meinung wort- 
getreu wiedergeben können. Mehrmaliges 
Aufsuchen des Prüfers wird dringend emp- 
fohlen, damit in diesem alles entschei- 
denden Punkt keine Pannen eintreten. 


3. dann halten Sie sich streng an die 
Empfehlung und wählen Sie ein Werk 
eines Philosophen, über das allgemeiner 
wissenschaftlicher Konsensus herrscht, 
wozu es eine unverbesserlich gute Stan- 
dardinterpretation gibt, und dessen poli- 
tischer Aussagewert gleich 0 ist. 


4. dann äußern Sie sich in der Prüfung 
unter allen Umständen nur dann, wenn 
Sie gefragt werden. Berücksichtigen Sie 
die beiden Beisitzer! Führen Sie kein 
einseitiges Gespräch mit dem Prüfer, son- 
dern gewinnen Sie die Beisitzer mit ver- 
ständniswerbenden Blicken. 


5. dann bereiten Sie sich intensiv psy- 
chisch auf die Prüfungssituation vor, ins- 
besondere auf den Prüfer. Berücksichti- 
gen Sie sein Alter, seine Denkgewohn- 
heit, seine Forschungsgebiete (auch Pro- 
fessoren sind Menschen und können ein- 
fach nicht alles wissen). 


6. dann unterlassen Sie um Himmels wil- 
len jede Parallele zu aktuellen Problemen, 
vor allem vermeiden Sie jede politische 
Äußerung! Es kann nicht stark genug be- 
tont werden: Hüten Sie sich, Ihre eigene 
Meinung zu äußern!! Seien Sie wertfrei 
wissenschaftlich!! 

Der Verfasser dieses Artikels hat die Re- 
geln nitht beachtet, trägt also selbst die 
Schuld, daß seine Bemühungen nicht mit 


doch Methode! 


„sehr gutem“ Erfolg belohnt wurden. Um 
Ihnen eigene schlechte Erfahrungen zu 
ersparen, um ein warnendes Beispiel vor 
Ihnen aufzurichten, gestattet sich der Ver- 
fasser, im einzelnen seine Verstöße ge- 
gen die goldenen Regeln aufzuschreiben. 
Nur zweimal fand ich den Weg in die 
Sprechstunde des Prüfers und verstieß 
somit gegen die wichtige Regel 2. In der 
ersten Vorbesprechung im Dezember 67 
bekundete ich vorsichtig mein Interesse 
an Fragen und Problemen der Sprachphi- 
losophie. Ich erhielt erfreute Zustimmung 
und eine Reihe Tips von Humboldt bis 
Cassirer. Eifrig betrieb ich in der Folge- 
zeit die mir empfohlenen Studien, um 
mich nach einiger Zeit unbefriedigt abzu- 
wenden. Ich beschritt darauf eigene We- 
ge, die mir die Geheimnisse der Sprach- 
philosophie erschließen sollten (Regel 3), 
las die marxsche Auffassung in der deut- 
schen Ideologie, Herbert Marcuses An- 
sichten in „Der eindimensionale Mensch“, 
las Ferdinand de Saussures „Grundfra- 
gen ...“ und stieß bis zu den Struktura- 
listen vor. So gelangte ich zu der verbo- 
tenen Ansicht, daß aus der bürgerlichen 
Sprachphilosophie wenig zu holen sei, 
daß dagegen in der Linguistik und der 
Sprachsoziologie dem wissensdurstigen 
Geist unerschöpfliche Forschungsgebiete 
offen stehen. 


Um so größer mein Erstaunen, als ich 
einschränkungslos grünes Licht für Lin- 
guistik und Sprachsoziologie und als „ei- 
gentlichen Sprachphilosophen“ Ernst 
Cassirer (Die Sprache) erhielt. „Das wird 
ein interessantes Gespräch geben“, 
meinte mein Prüfer zum Abschied. Fal- 
sches Vertrauen! Hätte ich lieber Regel 2 
und 3 beachtet! 


Am gewichtigen Prüfungstage trat ich vor 
meine Richter mit einer Aussage, die 
mein Schicksal besiegelte, noch ehe die 


eigentliche Schuld festgestellt war. Da 
der Prüfungstag auf Mittwoch, den 15. 
Mai fiel, den Tag der 2. Lesung der Not- 
standsgesetze also, besaß ich die Frech- 
heit, mein Bedauern auszudrücken, daß 
an diesem für die Geschichte der BRD so 
wichtigen Tage Prüfungen abgehalten 
würden. (Regel 6) Peinliche Pause! Dann 
nahm man meine Äußerung sogar ins Pro- 
tokoll auf. 


Der Prüfer schaute sich meine Literatur- 
liste an und stellte bedauernd fest, daß 
ihm einige Titel unbekannt seien. Er er- 
öffnete sodann ein Gespräch über Whorf, 
dessen Bedeutung er den Beisitzern er- 
klärte. Um nicht unbeachtet am Rande 
des Geschehens zu sitzen, schaltete ich 
mich mit Bemerkungen und Widerlegun- 
gen mehrmals in die Unterhaltung ein. 
(Regel 4) Mir wurden dann noch 3 bis 4 
nebensächliche Fragen gestellt, bis dann 
die erste wichtige Frage auftauchte: „War- 
um haben Sie sich mit Sprachsoziologie 
und Linguistik, eigentlich Randgebieten 
der Sprachphilosophie beschäftigt?“ Nun 
endlich fängt das versprochene ‚„interes- 
sante Gespräch“ an, dachte ich und be- 
gann, die begriffliche Schärfe der Lingui- 
stik der Ungenauigkeit der Begriffe Cas- 
sirers gegenüberzustellen ... o Schreck, 
da brauchte ich gar nicht weiterzureden. 
Da bekam ich zu hören, daß ich all die 
anderen modernen Sprachphilosophen 
nicht gelesen hatte, den Lipps, den Weiß- 
gerber, den Wein. 


Schon war die Sitzung zu Ende, und ich 
mußte draußen auf mein Urteil warten. 
Trotz der eindeutigen Rechtslage schien 
meinen Richtern das Urteil schwer zu fal- 
len. Endlich durfte ich wieder hinein und 
erhielt mein gerechtes Urteil. Der Prüfer 
begründete: „Sie haben die eigentliche 
Sprachphilosophie zu wenig beachtet. Sie 
haben sich nur mit Randgebieten beschäf- 
tigt.“ Als ich bockig an die Abmachung in 
der Vorbesprechung zu erinnern wagte, 
fragte er: „Ja, wie hätten Sie denn ge- 
prüft werden wollen?“ Verhängnis der 
Frage! In einem Wortschwall des Unmuts 
entlud sich meine Meinung (Regel 4 und 


6). Ich Dummkopf! 
Nehmen Sie sich ein Beispiel! 
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Nicht 
revidiert 


Prof. Dr. Caesar Hagener ist am Pädago- 
gischen Institut in Hamburg tätig. Er be- 
schäftigt sich hauptamtlich mit dem Ge- 
schichtsunterricht und der politischen Bil- 
dung. Er hat ergo ein ehrenwertes Amt 
inne. Hagener und zwei Koautoren haben 
ein Werk herausgegeben: Gemeinschafts- 
kunde, Caeser Hagener, Ludwig Reiners 
und Eric Roeder, Georg Westermann Ver- 
lag, Braunschweig 1963. 
Holzschnittartig-herzig-ungeschickt sind 
die Illustrationen, der Text nicht minder. 
Es ist eine friedliche harmonische Welt, 
die konstruiert wird. Nicht, daß es keine 
Konflikte gäbe; aber irgendwie lösen sie 
sich alle wieder auf. Einen Andreas läßt 
man 1000000 Mark finden. Das gibt An- 
laß, einiges Kindsgemäße über das Geld 
zu sagen und über die Inflation zu plau- 
dern. Heute allerdings kann es keine 
Inflation mehr geben, denn „(E) es be- 
stehen nämlich strenge Gesetze, die ver- 
hindern, daß zu viel Geld gedruckt wird.“ 
Ein Strafprozeß findet in diesem Buche 
trotz schweren Einbruchsdiebstahls ohne 
Verteidiger statt; ein freundlicher Richter, 
Schöffen mit gesundem Urteil über Recht 
und Unrecht und ein auf Entlastung ein- 
gestellter Staatsanwalt sorgen für gerechte 
fünf Monate mit Bewährung. 
Vollends ungenießbar wird es bei dem 
Kapitel „Sollen wir streiken?“ 
Solche Bücher sind keine Besonderheit, 
es gibt noch schlimmere wie Sand am 
Meer. Hier ist nur folgendes Faktum in- 
teressant: Prof. Hagener hat — wie von 
unabhängigen Zeugen bestätigt wird — in 
seinem pädagogisch-politischen Denken 
eine Wandlung von patriachalisch-reak- 
tionären Vorstellungen zu |liberal-fort- 
schrittlichen Denkmodellen durchgemacht. 
Nicht zuletzt sein Auftreten vor dem 
Hamburger Bürgerschaftshearing zu Fra- 
gen der politischen Bildung beweist das. 
Er selbst, so hört man, und auch das 
ehrt ihn, hat sich gelegentlich als „Dutsch- 
ke des P!“ bezeichnet. 
Dutschke hat nie solche Werke in Umlauf 
gesetzt. Das ist vielleicht der Unterschied. 
Wenn es aber für Hagener und seine 
Koautoren schon nicht möglich sein sollte, 
das Frühwerk aus dem Verkehr zu ziehen, 
dann sollte der Professor an geeigneter 
Stelle eine Revision seines Standpunktes 
sichtbar machen und es nicht dem Hin- 
tertreppengeflüster überlassen. Solange 
Caesar Hagener das nicht tut, wird er 
trotz Wandlung sein eigener Brutus sein. 
Das ist seine Privatangelegenheit und 
geht uns im Grunde nichts an. Uns inter- 
essiert nur, daß er mit einem solchen 
Schritt innerhalb der Pädagogik ein Bei- 
spiel dergestalt geben könnte, daß ver- 
schiedene Kollegen von ihm verschiedene 
Positionen als überwunden erklären. In 
den Schulen wird so etwas sonst kaum 
bekannt. Richard E. Otto. 


Lacherfolge 


Am 24. Mai besetzten 300 Studenten ihr 
Studentenhaus als Protest gegen die von 
der Uhniversitätsverwaltung geplante 
Studienreform. Sie hielten die Festung 
drei Tage lang und benutzten die Zeit 
zum Diskutieren über Methoden der Re- 
volution, über Marxismus und Maoismus. 
Dann hatten sie zwar noch viel zu sagen, 
aber nichts mehr zu essen und räumten 
das Gebäude. Die Polizei griff nicht ein, 
hatte aber einen ‚Belagerungsring‘' um 
das Haus gelegt. Weitere Aktionen wie 
ein Protestmarsch durch die Innenstadt, 
Belagerung der Oper und des Stadtthea- 
ters schlugen fehl. 


Dieser wenig bemerkenswerte Vorfall er- 
eignete sich an einem bemerkenswerten 
Ort: in der Hauptstadt jenes Landes, wo 
angeblich alles erlaubt ist: Schweden, 


Die Offiziellen des Landes hoben, wie 
überall anders auch, ernsthaft den Zeige- 
finger: Staatsminister Erlander rühmte 
das Verhalten der Polizei, Erziehungsmi- 
nister Olof Palme, der noch vor ein paar 
Monaten an der Spitze der protestieren- 
den Studenten gestanden hatte, erboste 
sich über ‚krawallmachende Studenten‘. 
Auch ergossen sich Schimpfwortkanona- 
den über die ‚kleine isolierte Gruppe‘. 


Kein Zweifel: Schweden fühlte sich ge- 
reizt; im ganzen jedoch weniger zum 
Ärger als vielmehr zum Lachen. Diese 
Stimmung in der Bevölkerung artikulierte 
der Journalist Gustav von Platen, der in 
der Wochenzeitung ‚Veckojournalen' 
schrieb: „Die jungen Revolutionäre in 
Schweden erhalten weder die Siegespal- 
me noch die Märtyrerkrone, es gibt eine 
dritte Alternative: Man lacht sie aus, lä- 
chelt und beleidigt sie, indem man sie 
nicht zu den großen Jungs zählt.“ 


Stockholm ist nicht Paris, ja es ist nicht 
einmal Bonn oder Berlin. Auch die linken 
Studenten in Schweden haben noch einen 
‚langen Marsch‘ vor sich, aber sie sind 
hoffnungsvoll; denn sie erreichten bei den 
letzten Wahlen zum Studentenparlament 
gegen das starke Lager der Konserva- 
tiven recht beachtliche Gewinne. 


Dennoch werden sie sich Aktionen ein- 
fallen lassen müssen, die statt Lacherfol- 
gen Ergebnisse zeitigen. 

Beata v. Uexküll 


Bücher: Bei Lucas Gräfe 
gegenüber der Mensa 


Perversität 


Die vom Verfasser gegebenen 
Definitionen und Beschreibungen 
der Perversitäten im allgemeinen sind 
mustergültig, klar und redlich, 
verankert in einer völlig unangreif- 
baren ärztlich-ethischen Haltung zu 
den angeschnittenen Problemen. 

Er hält daran fest, daß Perversitäten 
pathologische Phänomene sind, und 


Pornographie 


seine harte Kritik an anderen 
sexologischen Verfassern (Kinsey, 
Ullerstam), die die Perversitäten 

in Rahmen normalbiologischer 
Varianten hineinzupressen suchen, 
erscheint in diesem Zusammenhang 
relevant und überzeugend. 

Die Schlußkapitel über Porno- 
graphie und die Psychologie der 


Entrüstung 


Entrüstung sind leicht lesbare, aber 
gewichtige Essays, die von der 
umfassenden schöngeistigen Be- 
lesenheit und Einsicht des Verfassers 
geprägt sind. Das Kapitel über die 
Pornographie kann nicht besser 
formuliert werden. 


Poul M. Faergeman 
Perversität, Pornographie 
und Entrüstung 

170 Seiten, Leinen DM 22,- 


Gala 


Sven G. Papcke 


Revolutionäre Reform? 


Aspekte der Mitbestimmung 


Ist die „Demokratisierung der Hochschu- 
le“ abzutrennen vom öffentlichen Problem 
einer Demokratisierung jenes Bereiches, 
der für 20 Millionen Beschäftigte täg- 
licher Lebensraum ist? Nicht zuletzt in der 
Ausgrenzung studentischer Demokratie- 
forderungen — aus der gesamtgesell- 
schaftlichen Emanzipation von Hierarchie 
und Gehorsam — wurzelt ein oft anzu- 
treffendes Mißtrauen der Arbeiterschaft, 
alle Ansprüche der Studenten blieben 
Forderungen nach einem privilegierten 
Sonderstatus. 

Deswegen wird es Zeit, eine informative 
und konkrete Koordinierung von gesell- 
schaftlicher zu universitärer Mitbestim- 
mungsarbeit zu leisten. 


‚Sozialer Frieden’ 


Die Mitbestimmungsforderung, wie sie 
seit 1965 wieder in den Mittelpunkt der 
Gewerkschaftspolitik gerückt ist, formu- 
liert in konzentrierter Form Anspruch und 
Methoden der arbeitenden Bevölkerung 
‚auf eine wirkliche demokratische Kon- 
. trolle dieses Staates. Nicht im Vertrauen 
auf Gewährung funktionierender und ef- 
fektiver Regierungskörper, wie die mo- 
derne Regierungsiehre (W. Hennis, 
U. Scheuner) es konstatiert, sondern 
durch Selbstbestimmung am Arbeitsplatz, 
durch die vollständige Transparenz des 
Eigentums an Produktionsmitteln im Ar- 
beitsprozeß wird Demokratie konstituiert. 


Entgegen der gängigen Ideologie des 
Eigentums, die formuliert, daß die Er- 
richtung einer formalen Demokratie oder 
die Gewährung gewisser Mitarbeitsmög- 
lichkeiten in Betrieb und Unternehmen de 
facto die Korrektur der totalen Verfü- 
gungsgewalt des Kapitals über die Pro- 
duktion erlaubt — also über die 20 Mil- 
lionen Produzenten in der Bundesrepu- 
blik — und damit auch über den Staat, 
wird heute immer deutlicher, daß die Be- 


völkerung der politischen Regulierung des 
Monopolismus unterworfen bleibt. 

Ein Beispiel kann das illustrieren: das 
1952 erlassene Betriebsverfassungsgesetz 
formuliert in & 49,2: „Arbeitgeber und 
Betriebsrat haben alles zu unterlassen, 
was geeignet ist, die Arbeit und den 
Frieden des Betriebes zu gefährden. Ins- 
besondere dürfen (beide) ... keine Maß- 
nahmen des Arbeitskampfes gegeneinan- 
der durchführen“. Zur gesicherten Herr- 
schaft des Profites sind eben Ruhe und 
Ordnung unbedingte Voraussetzungen, 
und alle staatliche Gewalt hat diesem 
Ziel zu dienen! 

Stellen die Arbeitnehmer der bestehen- 
den ungerechten Sozialordnung konträr 
laufende Ansprüche, sind sie auf den 
guten Willen der Arbeitgeber verwiesen; 
andernfalls sind ihre betrieblichen Ver- 
treter Freiwild der Strafverfolgung. Das 
heißt also: die demokratische Illusion der 
von der CDU und SPD propagierten SO- 
ZIALPARTNERSCHAFT, wie sie im $49 
zementiert wird, liefert die bisherige Mit- 
bestimmungsregelung den Ordnungsvor- 
stellungen des Privatkapitals aus. 

Es zeigt sich, gerade wenn man die bis- 
herige Regelung der Mitbestimmung in 
Betrieb und Unternehmen betrachtet, daß 
eine raffinierte Politik der Bindung der 
Arbeiterorgane an das Bestehende in- 
tendiert ist. Nur deswegen haben sich 
Unternehmer und Staat so entschieden 
gegen eine Verquickung von Gewerk- 
schaften und Betriebsorganen gewandt; 
denn angeblich sei die überbetriebliche, 
d. h. die gewerkschaftliche, Organisation 
der Arbeiter „betriebsfremd‘“, störe den 
„sozialen Frieden“ im eigenen Haus. Die 
privatisierende Mauer, die der Unterneh- 
mer um „seine Fabrik legt, soll nicht 
von außen perforiert werden. 

Wer wird bei dieser Argumentation nicht 
an klassische Methoden des Kapitals er- 
innert, durch Förderung des Betriebs- 
egoismus eine Zersplitterung der Instru- 
mente der Arbeiter zu schaffen? 

Der zitierte $ 49 ist bisher von den Un- 
ternehmern ausgiebig GEGEN die Ver- 
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treter der Arbeiter angewendet worden. 
Aber das gleiche Betriebsverfassungsge- 
setz fordert auch in den 88 686, 67, 69,3 
und 71: das Anhör- und Informations- 
recht der Betriebsräte des Wirtschafts- 
ausschusses und der Belegschaften. Dort 
heißt es: die unvollständige, verspätete 
oder gar Nichtunterrichtung der Mitbe- 
stimmungsorgane „wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr bestraft“. Eine Straf- 
verfolgung wird dafür vom Gesetzgeber 
ausdrücklich in $ 78,5 gefordert. 

Aber die schönen Worte gegenseitiger 
Verantwortlichkeit bleiben im Rahmen 
eines einseitig vom Kapital regierten 
Staates Floskeln! Bis zum heutigen Tag 
sind zwar Hunderte von Fällen „gesetz- 
licher‘‘ Maßregelungen von Betriebsräten 
bekannt. Aber nicht in einem Fall wurde 
die andere Seite belangt! So erweckt der 
8 72 des BVG den Eindruck, als sei 
eine Mitbestimmung der „Arbeitnehmer- 
vertretungen“ bei Betriebsänderungen 
oder Stillegungen ganzer Betriebe mög- 
lich. Aber wo ist diese Mitbestimmung 
im Ruhrgebiet, wo ist sie bei Kampnagel 
praktiziert worden? 

Die Arbeiter werden wie eh und je als 
unwichtige Produktionszutaten beiseite 


geschoben, wenn sie ihre Rolle aufge- 
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sagt haben. Wo bleibt bisher die Mitbe- 
stimmung bei den strukturellen Verände- 
rungen durch die Automation, die bis 
1970 jährlich etwa 1,5 Millionen Beschäf- 
tigte auf die Straße setzen wird? 

Der Arbeiter ist nach wie vor Objekt 
der Interessen des Kapitals — und durch 
die Verschmelzung von Monopol- und 
Staatsmacht bleibt diese Objektstellung 
solange auch demokratisch legal, als der 
Arbeiter sich nicht AUSSERPARLAMEN- 
TARISCH sein Recht erkämpft. Erkämpft, 
nicht etwa nur im jeweiligen Betrieb, er- 
kämpft nicht etwa durch die Forderung 
personeller und sozialer Mitwirkung/Mit- 
beratung oder Mitbestimmung, sondern 
durch die von den Gewerkschaften ge- 
forderte quantitative Ausdehnung, der 


- bestehenden Mitbestimmung 


a) bei allen wirtschaftlichen Entscheidun- 
gen in den Großunternehmen mit über 
20 000 Beschäftigten, 

b) bei den Unternehmen aller Wirt- 
schaftszweige mit 3000 Belegschaftsmit- 
gliedern nach dem Modell der Montan- 
industrie, 

c) bei gleichzeitiger Sicherung der ge- 
werkschaftlichen Tätigkeit im Betrieb, was 
vor allem die Institution der Vertrauens- 
leute betrifft, deren Stellung — als Zwi- 
schenglied von Belegschaft und Betriebs- 
rat — endlich gesetzlich gesichert werden 
muß. 

Zur Sicherung dieser Forderungen, so 
formulierte der DGB „muß die paritäti- 
sche Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
bei allen wirtschaftlichen, sozialen und 
personellen Entscheidungen gesichert 
sein. Sie muß in privaten, öffentlichen 
und gemeinwirtschaftlichen Unternehmen 
gelten“. 

Die Reaktion der Arbeitgeberverbände 
auf diese Forderungen hat gezeigt, daß 
das Kapital sich über die revolutionären 
Möglichkeiten dieser Mitbestimmung 
durchaus im klaren ist. 

Die Monopole der Presse haben die Dif- 
‚famierungskampagne gegen diese Forde- 
rungen mit der These eröffnet, sie be- 
deuteten das Ende Deutschlands, weil 
die Mitbeteiligung der Produzenten wie- 
der Chaos heraufbeschwören würde. Die- 
se These ist geschichtlich paradox, denn 
in der Phase des Wiederaufbaus der Pro- 
duktion nach 1945 ist es vielerorten zur 
direkten Verwaltung der Produktionsmit- 
tel durch die Produzenten gekommen, und 
hier wurde der Grundstein für den Wie- 
deraufbau dieses Staates gelegt. 

Diese These erübrigt sich auch, wenn 
man betrachtet, daß das Eigentum, wel- 
ches ja von den Mitbestimmungsforde- 
rungen nicht berührt werden soll, seine 
Verfügung lange an Manager delegiert 
hat. Die kontrollierte Verfügung berührt 
also nicht die Institution des Eigentums, 
sondern nur die politische Macht des Ka- 
pitals! 


Lassen wir uns nicht täuschen: Es ist 
nicht der Besitz an Aktien, es ist nicht 
der gnädig verteilte Wohlstand, der der 
Bevölkerung erlaubt, die konzentrierte 
Macht von 40 Konzernen, die heute 62 
Prozent des gesamten Aktienkapitals, 
42 Prozent des Industrieumsatzes und 
32 Prozent aller Arbeiter ventilieren, zu 
brechen und dort getroffene Entschei- 
dungen über Krieg und Frieden, Not- 
stand oder Freiheit, über Automation und 
Bildungsinvestitionen zu beeinflussen. 
Konsequenterweise hat die Gewerkschaft 
sich in ihren Forderungen durch derartige 
Manöver nicht beirren lassen und im De- 
tail die folgenden Ziele der Mitbestim- 
mungsforderung präzisiert, die dazu an- 
getan sind, auf kaltem Weg eine Trans- 
formation dieses Staates in eine soziale 
Demokratie zu sichern: 

Sie fordert: 

a) Unter Mitbestimmung der Betriebsräte 
eine langfristige Arbeitskräfteplanung 
durchzuführen. 

b) Die Beschäftigungslage mit Hilfe einer 
solchen Planung langfristig stabil zu hal- 
ten. 

c) Ein Jahr Kündigungsfrist bei unver- 
meidbaren Freisetzungen einzuführen. 

d) Den freigestellten Arbeitern wirksame 
Hilfe bei der Beschaffung gleichwertiger 
Arbeitsplätze zu leisten oder — bis zur 
Neueinstellung — den vollen Ausgleich 
des bisherigen Lohns zu zahlen. 

e) Die Arbeitnehmer durch eine bessere 
Schulausbildung elastischer zu erziehen 
oder durch Qualifizierungsmaßnahmen die 
fachliche Anforderung der neuen Jobs zu 
gewährleisten. 


‚Konstruktive Gewerkschaften‘ 


Zwei Bedenken müssen jedoch in bezug 
auf die vorliegenden Mitbestimmungsfor- 
derungen erwähnt werden. Von der Mit- 
bestimmung her kann die politische 
Machtposition der Unternehmer nicht al- 
lein mit gewerkschaftlichen Mitteln im 
Kern getroffen werden; denn es bleibt 
die bestehende Wirtschaftsordnung, die 
— bisher jedenfalls — Möglichkeiten und 
Auswirkung der Mitbestimmung fixiert. 

So muß betont werden, daß die Mitbe- 
stimmung in der Gefahr steht, die Stel- 
lung der Arbeitnehmer zu schwächen, 
weil sie bisher noch keinen Ausweg aus 
dem bestehenden, automatisch ausbeute- 
rischen System aufzeigt. Die große Ge- 
fahr der bisherigen Mitbestimmungsrege- 
lung ist also gerade ihre integrierende 
Wirkung auf die Loszieher, die durch 
Teilungsregelungen Teilerfolge für sich 
vom Kuchen des Profites abschneiden. 

Viele Gewerkschaftsspitzen (etwa auch 
Ludwig Rosenberg) und vor allem die in 
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HINTS FOR DISCUSSION 


Als Band 265 der edition suhrkamp er- 
schien jetzt von Stephan Leibfried: Die 
angepaßte Universität; zur Situation der 
Hochschulen in der BRD und den USA, 
Das auditorium hatte bereits in Heft 51 
{Dezember 1967) einen auszugsweisen 
Vorabdruck veröffentlicht, der sich kri- 
tisch mit dem Dahrendorf-Plan als einem 
erweiterten Modell der Kompression be- 
faßt. 


= 


Die gedämpfte Stimmung, wenn nicht gar 
Resignation, die sich nach den Aktionen 
gegen die Notstands-Gesetzgebung in 
der APO allenthalben ausbreitet, kann 
durch Selbstkritik und Strategiediskussion 
überwunden werden: Anlaß dazu geben, 
abgesehen von Habermas‘ Kritik ‚Die 
Scheinrevolution und ihre Kinder‘: 
Antworten auf Herbert Marcuse, heraus- 
gegeben von J. Habermas. Scharfe Kri- 
tik an Marcuse üben Alfred Schmidt, 
Wolfgang F. Haug, Claus Offe, Reimut 
Reiche u. a. Erschienen in der Reihe 
edition suhrkamp als Band 263. 


” 


Hartmut v. Hentig, Professor für Pädago- 
gik an der Universität Göttingen, artiku- 
liert im Mai-Heft der Zeitschrift ‚Merkur‘ 
die zwiespältige Position unserer Links- 
liberalen: ‚Die große Beschwichtigung. 
Zum Aufstand der Studenten.‘ v. Hentig: 
„Ich habe also keine Rezepte für die 
Studenten. Ich habe Sympathie für sie 
und weiß, daß das nichts nützt.“ 


* 


Über die inhumane Entwicklung der Wis- 
senschaft im Spätkapitalismus informiert 
der Aufsatz von Roger Countil!: ‚For- 
schung im Dienste der Repression‘ (in: 
atomzeitalter, Heft 3, März 68). Hier wird 
belegt, daß sich eine erhebliche Anzahl 
amerikanischer Universitäten in Regie- 
rungsprogramme haben einspannen las- 
sen, die der Niederschlagung von Be- 
freiungsbewegungen in der Dritten Welt 
dienen sollen. 


‚Lästige Linke' ist ein soeben im Verlag 
Asche für politische Texte erschienenes 
Buch betitelt, das einen ‚Überblick über 
die außerparlamentarische Opposition der 
intellektuellen, Studenten und Gewerk- 
schaftler‘ geben will. Forts. S. 12 
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der SPD organisierten Gewerkschaftler 
steuern einen solchen integrationistischen 
Kurs, obschon das GODESBERGER PRO- 
GRAMM 1959 ausdrücklich die Mitbestim- 
mung forderte. Daher steht die prakti- 
sche Mitbestimmungspolitik der SPD- 
Parteiführung bisher im Gegensatz zu den 
Forderungen der Gewerkschaften, und im 
Wahlkampf 1965 wurde auf Initiative 
ERLERS die Kampfforderung „Mitbe- 
stimmung“ vom Wahlkampfprogramm ge- 
strichen: sie könne ja Bürger verschrek- 
ken und das Image der Volkspartei durch 
eine eindeutige Klassenpolitik verdüstern. 


Auf dem DORTMUNDER PARTEITAG de- 
gradierte die SPD-Führung dann die Mit- 
bestimmung sogar zu einem, wie es hieß, 
„konstruktiven Element der mündigen Ge- 
sellschaft“, die zur „inneren Auflockerung 
unseres Produktionsgefüges“ und auch 
zur Lösung „betrieblicher Konflikte“ bei- 
tragen soll. Die Parteiführung hat es aus- 
drücklich abgelehnt, „in die Entschei- 
dungen der Unternehmer hineinzuregie- 
ren“. 

Mit anderen Worten: Die SPD-Spitze und 
viele Gewerkschaftsbonzen verniedlichen 
die Mitbestimmungsforderungen zu parti- 
ellen Verbesserungen an möglichen so- 
zialen Härten — und die sind die Unter- 
nehmer sicher gern zu gewähren bereit. 
Eine Hand wäscht auch politisch die an- 
dere! Hier zeigt sich deutlich: daß diese 
Führungskader in den kapitalistischen 
Staat eingeschmolzen sind, daß sie die 
formale Demokratie für die materielle 
nehmen, daß sie kaum noch imstande 
sind, das Versprechen der Grundgesetze 
einzuhalten, einen sozialen und demokra- 
tischen Staat zu errichten. Ihr Eintritt in 
die formierende Große Koalition, ihre 
Mitarbeit an den Notstandsgesetzen zeigt, 
daß wir von diesen Kadern wenig zu er- 
warten haben, daß der Kampf um eine 
demokratische Bundesrepublik gegen 
diese Gruppen, gegen WEHNER & Co. 
erkämpft werden muß. 


Mitbestimmung 
als Selbstbestimmung 


Fassen wir alles zusammen: Die Mitbe- 
stimmungsforderung, die über 20 Millio- 
nen Arbeiter und Angestellte betrifft, 
wird Zentralthema der AUSSERPARLA- 
MENTARISCHEN OPPOSITION (Apo), 
deren Hauptträger die Gewerkschaften 
sind. Aber eine Beschränkung der ge- 
werkschaftlichen Mitbestimmungsthese 
auf Betriebe oder Unternehmen reicht 
unter heutigen Bedingungen nicht mehr 
aus, denn die Großbourgeoise ist in wirt- 
schaftlichen und im staatlichen Bereich in 
der Lage, alle im System eines unkon- 
trollierten Kapitalismus erwirkten Rechte 
unwirksam zu machen. 


Zweierlei muß geschehen: 


1) Zum einen müssen die Arbeitnehmer- 
Organisationen einen stärkeren Einfluß 
auf Parlament und Regierung erlangen, 
um politisch zu sichern, was sie mikro- 
ökonomisch erkämpfen. Diesem Kampf 
von oben, auf der politischen Ebene — 
muß aber auch der Kampf im Betrieb 
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gegen autoritäre Führer der Gewerk- 


schaften entsprechen. 


Bleiben wir dazu gleich in Hamburg! War- 
um wendet sich denn HÖHNE derart ra- 
biat gegen die Studentenstreiks? Weil 
sie deutlich machen, daß der Klassen- 
staat nicht beseitigt werde, und daß Rech- 
te nicht geschenkt, sondern erkämpft wer- 
den müssen. Die dazu notwendige 
Politisierung kann aber nur noch durch 
Aufklärung und Aktion erreicht werden, 
um die bisher in diesem Staat den Ar- 
beitern eingeimpften Verhaltensbilder 
zu korrigieren. 


2) Dabei wird deutlich, daß der Kampf 
um Mitbestimmung langandauernder Ge- 
neralstreik aller für das Kapital arbeiten- 
der Teile der Bevölkerung sein muß. Zu 
den Dienstleistenden gehören aber auch 
die Schüler und Studenten, die ebenso 
wie die Arbeiter durch einen Erziehungs- 
prozeß geschleust werden, der eine all- 
seitige Intelligenzkanalisierung erreichen 
will, damit die fertigen Produkte sich 
nahtlos in den Produktionsprozeß des 
Kapitals einordnen. 


Arbeiter und Intelligenz werden an ihrem 
Arbeitsplatz unterdrückt und entfremdet, 
beide müssen daher auf Mitbestimmung 
drängen, beide in verschiedenen Institu- 
tionen, dennoch beide gemeinsam. Die 
Forderung nach paritätischer Mitsprache 
an Schulen und Universitäten in den Gre- 
mien der Verwaltung von Arbeitszweck 
und Arbeitsfinanzierung ist die unabding- 
bare Voraussetzung, daß diese Teile der 
arbeitenden Bevölkerung aus dem kapi- 
talistischen Unterdrückungsreigen aus- 
brechen und zumindest intellektuell-wis- 
senschaftlich eine sozialistische Gesell- 
schaft vorentwerfen. 


In der wirtschaftlichen Krise des west- 
deutschen Kapitalismus ist heute die 
Großindustrie durch den Druck der in- 
ternationalen Konkurrenz gezwungen, ih- 
re wirtschaftlichen Schritte genau zu pla- 
nen. Die Lohnkosten etwa müssen vor- 
ausschauend kalkuliert werden. Der Staat 
als Moderator von Unternehmer und Ver- 
bänden, der die Expansion der Industrie 
behütet, muß sich heute auch mit Hilfe 
der SPD bemühen, global die Gewerk- 
schaften der verstaatlichten Lohnpolitik 
anzupassen. Der Gewerkschaft soll ihre 
absolute Ruhe durch proportionale Lohn- 
erhöhungen schmackhaft gemacht werden, 
so daß sie in diesem politischen Modelt 
aus Arbeiterkampfinstrumenten zu Dis- 
ziplinierungseinheiten werden. Der auf- 
brechende Abwehrkampf der Arbeiter in 
Betrieben sieht sich bald mit der Ein- 
heitsfront von Management, Staatsappa- 
rat, SPD und der Gewerkschaftsspitze 
konfrontiert. 


Den Kampf gegen die beabsichtigte tota- 
le Entmündigung und Manipulation poli- 
tischer Ziele, gegen Entlassungen, Lohn- 
abbau und betriebliche Hierarchie müs- 
sen die Arbeiter im Rahmen der Mitbe- 
stimmungsforderung selber führen. Die 
Studenten — in Zusammenarbeit mit den 
Schülern — können hier nur versuchen, 
diesen Klassenkampf wissenschaftlich 
und organisatorisch durch Agitation und 
Information vorzubereiten, und eine Ko- 
ordination aller Elemente der Apo her- 
zustellen. 


Auto- 
nomie 


Hier, wie in anderen Organen zentraler 
Wissenschaftssteuerung, wie z. B. dem 
Wissenschaftsrat (s. u.), finden sich mit 
Regelmäßigkeit Konzernvertreter, die im 
Stifterverband für die deutsche Wissen- 
schaft organisiert sind. Mit einem relativ 
geringen Spendenaufkommen (1965 z. B. 
36 Millionen DM), das gegenüber den 
staatlichen Investitionen in Ausbildung 
und Forschung überhaupt nicht ins Ge- 
wicht fällt, soll diese „Gemeinschaftsak- 
tion der gewerblichen Wirtschaft wohl 
eher als demonstrativer Aufwand zur 
Rechtfertigung der Mitsprache von Kon- 
zernvertretern in allen wissenschaftspoli- 
tischen Gremien dienen. Streicht man die 
Freiheits- und Planwirtschaftsrhetorik aus 
einem Zitat von Dr. Vits, dem Vorsitzer 
der Stifterverbands für deutsche Wissen- 
schaft, so ist hier Ziel und Funktion des 
Verbands klar umrissen: „Ich glaube aber, 
man sollte die Förderung der Wissen- 
schaft dem Staat schon deshalb nicht 
allein überlassen, weil dadurch eine gei- 
stige Planwirtschaft entstehen könnte. 
Wir müssen von der Wirtschaft aus unter 
allen Umständen dafür sorgen, daß wir 
auch auf die Gestaltung der gesamten 
wissenschaftlichen Forschung und Lehre 
Einfluß nehmen können. Ich meine, daß 
wir die Freiheit der Wissenschaft, For- 
schung und Lehre leichter sichern kön- 
nen, wenn wir neben dem, was der Staat 
tut, auch selbst unmittelbar etwas tun, 
um diese Dinge mit steuern zu können!" 
So fließen denn auch die Spenden, die 
der Stifterverband verteilt, meist nicht 
direkt an die einzelnen Universitäten 
oder sonstwie an die „Basis“, sondern 
an zentrale Institutionen wie die DFG, 
bei deren relativ kleinem Etat (163 Mil- 
lionen DM 1966) ein Betrag von 19 Mil- 
lionen DM stärker ins Gewicht fällt, oder 
die Westdeutsche Rektorenkonferenz, die 
mit solchen Spenden — als „Beiträge 
Dritter“ bezeichnet — ihr Reptilienfonds 
auffüllt. 

Ein zweites Exempel auf diese Durch- 
dringung der zentralen wissenschaftli- 
chen Entscheidungsorganisation durch di- 
verse öffentliche Bürokratien und Kon- 
zerninteressen bildet der Wissenschafts- 
rat, eine durch Verwaltungsabkommen 
zwischen Bund und Ländern auf zentra- 
ler Ebene konstituierte Institution, die 
ihren Zweck als lang- und mittelfristige 
Gesamtplanung zur Förderung der Wis- 
senschaften und Entwicklung von Dring- 
lichkeitsprogrammen zu ihrer Verwirkli- 
chung definiert. Es verwundert bei der 
Relevanz der Institution nicht, daß auch 
hier die zwei Hauptinteressenten — Kon- 
zerne und Staatsbürokratie — mit einer 
als ‚Wissenschaftler‘ etikettierten Trans- 
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missionsschicht von Verwaltungsfunktio- 
nären der organisierten Wissenschaft 
kartellisiert ist. Diese „Wissenschaftler“ 
sind durch langjährige Praxis in den Bü- 
rokratien der sog. wissenschaftlichen 
Selbstverwaltung, durch deren Verflech- 
tung mit Konzern und Staat bzw. durch 
stetige Kommunikation mit diesen, so 
präzise in deren Interessenhorizont ein- 
geschliffen, daß sie sich qualitativ von 
deren Interessenstruktur kaum unterschei- 
den lassen. In einem overten Fall verhielt 
es sich sogar so, daß ein Staatssekretär 
im Bundesfinanzministerium, Professor 
Karl Maria Hettlage, als Wissenschaftler 
in den Wissenschaftsrat kooperiert wurde. 
Das erspart natürlich unnötige Reibereien, 
verdeutlicht aber die Funktion des Wis- 
senschaftsrates, die Intentionen von Büro- 
kratie und Wirtschaft wissenschaftlich zu 
drapieren. 
Neben den Vertretern von Bund, Ländern 
und „Wissenschaft“ sind in den Wissen- 
schaftsrat auch sechs „anerkannte Per- 
sönlichkeiten des öffentlichen Lebens“ 
zu berufen. Der Bundespräsident hatte 
auf Vorschlag von Bund und Ländern — 
Stand Dezember 1966 — folgende Per- 
sonen benannt: 
Dr. jur. Viktor Achter, Geschäftsführen- 
der Gesellschafter der Viktor Achter 
GmbH & Co., Präsident der Industrie- 
und Handelskammer zu Mönchenglad- 
bach; 
Dr. rer. pol. h. c. Otto A. Friedrich, 
Vorsitzender des Vorstandes der Phö- 
nix-Gummiwerke AG (Flick-Konzern); 
Dr.-Ing. Dr.-Ing E. h. Heinz Goeschel, 
Vorstandsmitglied der Siemens-Schuk- 
kertwerke AG; 
Dr.-Ing. Dr. rer. nat. h. c. Dr.-Ing. e. h. 
Dr. rer. pol. h. c. Carl! Wurster, Vorsit- 
zender des Vorstandes der Badischen 
Anilin- & Soda-Fabrik AG; 
Hans L. Merkle, Generaldirektor der 
Boschwerke. 
Dr. Heinz Troeger, Vizepräsident der 
Deutschen Bundesbank * 
„Anerkannte Persönlichkeiten sind of- 
fenbar nur Herren der Großindustrie. 
Interessant ist weiterhin, daß bis auf H. 
Merkle alles Akademiker oder doch zu- 
mindest Akademiker ehrenhalber sind; 
drei Herren sind der Wissenschaft noch 
zusätzlich durch eine Professur liiert: 
Viktor Achter, außerplanmäßiger Profes- 
sor für Germanische Rechtsgeschichte an 
der Universität Köln; Heinz Goeschel, Ho- 
norarprofessor an den Technischen Hoch- 
schulen Braunschweig und München; 
Carl Wurster, Honorarprofessor an der 
Universität Heidelberg. Diese Affinität 
zum Sozialklima wissenschaftlicher Betrie- 
be verhindert unnötige atmosphärische 


Reibungen und sichert so eine friktionsio- 
sere Durchsetzung der Interessen, für die 
sie stehen, und deren Macht und Gewich- 
tigkeit sie quasi natürlicherweise zu „opi- 
nion leaders unter Nur-Professoren, 
„Kollegen“, werden läßt. Für die Vertre- 
ter der Gewerkschaften war bislang im 
Kartell des wissenschafts- und bildungs- 
politischen status quo noch kein Platz 
reserviert. Das hat sich zu Beginn des 
Jahres 1967 geändert: bei einem Revire- 
ment der „anerkannten Persönlichkeiten“ 
wurden an Stelle von Wurster, Goeschel 
und Friedrich die Herren Rolf Spaethen 
(Deutsche Angestellten-Gewerkschaft), 
Schneider (Max-Planck-Gesellschaft) und 
Mommsen (Vorstand der Thyssen-Röh- 
renwerke), kooptiert. Verändert hat sich 
dadurch kaum etwas. 

In der Weise, wie im Wissenschaftsrat 
Offentlichkeit repräsentiert ist, wird in 
den Wissenschaftsratsgremien auch ver- 
fahren: undemokratisch in einer von Ge- 
heimniskrämerei und Geheimhaltung um- 
gebenen Institution. 

Der Wissenschaftsrat konstituiert sich aus 
2 Kommissionen: Einer Verwaltungs- und 
einer Wissenschaftskommission, die zu- 
sammen die Wissenschaftsvollversamm- 
lung bilden. Bund und Länder sind in 
der Verwaltungskommission mit 17 Mit- 
gliedern vertreten: den elf Kultusmini- 
stern der Länder und sechs Staatssekre- 
tären des Bundes, die allerdings über elf 
Stimmen verfügen, um mit den Ländern 
pari zu sein. 

Die Wissenschaftskommission setzt sich 
zusammen aus den sechs „anerkannten 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens“ 
sowie aus den sogenannten Vertretern 
der Wissenschaft (16 Mitglieder). Wel- 
chen Einfluß die „Honoratioren-Geronto- 
kratie“ in der Wissenschaft hat, mögen 
einige Besetzungen im Wissenschaftsrat 
illustrieren. Sie erfolgen nicht durch Wahl, 
sondern durch Kooptation der Honoratio- 
renherrschaft in der Max-Planck-Gesell- 
schaft (MPG), der Westdeutschen Rekto- 
renkonferenz (WRK) und der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) aus un- 
verbindlichen Vorschlagslisten der Univer- 
sitäten, die schon von den Landesrekto- 
renkonferenzen und vom Länderausschuß 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz 
abgefiltert und ergänzt werden. Was liegt 
näher, als daß die führenden Mitglieder 
der kulturpolitischen Gremien sich selbst 
„promovieren“. 

Im Rahmen eines derartigen personellen 
Verbundsystems wird die Auseinander- 
setzung der Selbstverwaltungskörper- 
schaften der Wissenschaft — die zum Teil 
schon deshalb ihrem Anspruch nicht ge- 
recht werden, da Wirtschaft und Verwal- 
tung in ihnen Sitz und Stimme haben — 


zu einer Spiegelfechterei mit dem Wis- 
senschaftsrat. Mit Scheingefechten wird 
hier Öffentlichkeit hergestellt — zur 
Scheinbefriedigung der angeblich doch 
repräsentierten Wissenschaftler. 


Zu richtigen Abstimmungen kommt es erst 
gar nicht. Man legt, wie in allen Hono- 
ratiorengremien, großen Wert auf Ein- 
stimmigkeit: Beschlüsse bedürfen auch 
nach Satzung des Wissenschaftsrates der 
Zweidrittelmehrheit, so daß beispielswei- 
se der Bund und vier Ländervertreter 
jeden mißliebigen Beschluß verhindern 
könnten. Um „unnötige Reibereien“ zu 
vermeiden, wird alles wesentliche in den 
Kommissionen oder sonstwie vertraulich 
geklärt: Die Vollversammlung braucht nur 
noch zu akklamieren. Die Meinungsbil- 
dung des Wissenschaftsrates, ja selbst 
deren Grundlagen — die für den Wissen- 
schaftsrat erstellten Gutachten — bleiben 
geheim. Die Geheimniskrämerei geht so- 
weit, daß nicht einmal die Namen der 
Gutachter publiziert werden. 


Umgeben von dieser Arkanpraxis und ge- 
stützt auf die Basis der Vertraulichkeit 
Gleichgesinnter konnte Professor Raiser 
in dem Bericht des Vorsitzenden fest- 
stellen: „Im übrigen hat die Selbständig- 
keit der beiden Kommissionen doch nie 
zu einer für die Zusammenarbeit schädli- 
chen Gegensätzlichkeit geführt. Man kann 
im Gegenteil sagen, daß die beiden Kom- 
missionen inzwischen im Bewußtsein der 
Gemeinsamkeit der Ziele und im Vertrau- 
en auf den beiderseitigen Willen zu un- 
voreingenommener Sachlichkeit noch 
stärker zusammengewachsen sind.“ 


Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 
der Wissenschaftsrat ein durch die „Ho- 
noratioren-Gerontokratie“ vermitteltes 
Selbstgespräch von Verwaltungs- und 
Konzernbürokratien führt. Wissenschaft 
selbst bildet ein Deckblatt, ist ideologisch 
nützliches Dekorum. 


*) Die genannten Herren gehörten der 
wissenschaftlichen Kommission zumindest 
von Januar bis Dezember 1966 an. 
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Metamorphosen des Herrn Ipsen 


„Wer die Macht hat, hat das Recht, und 
wer das Recht hat, beugt es auch“, heißt 
es in „Die Kluge“ von Orff. Das Dilemma 
von Macht und Recht, von Politik und 
Justiz ist so alt wie die Wissenschaft vom 
Recht selber. Das Problem der gerechten 
Macht hat in den Staatsverfassungen der 
Geschichte zu den unterschiedlichsten 
Kompromissen geführt. Die Auseinander- 
setzung mit diesen Kompromissen ist der 
Gegenstand der Staatsrechtlehre, und es 
ist der Mühe wert zu verfolgen, wie es 
einigen Spezialisten dieser Lehre zu allen 
Zeiten gelungen ist, die vorgegebenen 
Machtverhältnisse wissenschaftlich als ge- 
recht zu rechtfertigen. Die Ansichten von 
Herrn Prof. Dr. H. P. Ipsen, Direktor des 
Seminars für Offentliches Recht und 
Staatslehre der Universität Hamburg, 
Oberlandesgerichtsrat, Mitglied des Ham- 
burgischen Oberverwaltungsgerichts und 
Vorstandsmitglied der Vereinigung deut- 
scher Staatsrechtslehrer sind hierfür bei- 
spielhaft. 


Ipsen sah sich 1934 dem Entwurf eines 
Reichspolizeigesetzes gegenüber, das 
vorschlug, von der Nachprüfung der 
Rechtmäßigkeit diejenigen polizeilichen 
Maßnahmen auszuschließen, „die aus 
staatspolitischen Gründen getroffen wer- 
den“t). Die Einzelentscheidung darüber, 
was staatspolitisch geboten ist, kommt in 
jedem Staatswesen ohnehin der Exeku- 
tive zu. Die Aufhebung der Gewaltentei- 
lung aber zugunsten des nationalsoziali- 


“stischen Führerprinzips regte Ipsen zu ei- 
“ ner grundsätzlichen Stellungnahme an: 


„Für den deutschen Staat bedeutet die 
Anerkennung eines justizlosen Hoheits- 
bereiches die Einordnung der wahrhaft 
unabhängigen Justiz in den neuen 
Staat“2), „Die gezogenen Folgerungen 
kann nur derjenige billigen, der in seinem 
Rechtsgefühl überzeugt ist von der Ge- 
rechtigkeit der getroffenen Ordnung, und 
der sicher sein kann, daß auch der justiz- 
lose Ausgleich von Rechtsstreitigkeiten 
ein gerechter sein wird. Daß er in dieser 
Erwartung nicht enttäuscht wird, kann im 
neuen Staat jeder annehmen, der ihn be- 
jaht. Wer ihn aber nicht bejaht, hat auch 
nicht Teil an der deutschen Rechtswissen- 
schaft“. Mit dem Zusammenbruch des 
Nationalsozialismus fand diese Form der 
Machtanbetung natürlich ein jähes Ende. 
Die Forderung nach Wiederherstellung 
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Vom Dilemma eines Staatsrechtslehrers 


der Rechtsstaatlichkeit war im Nachkriegs- 
deutschland allgemein. Zugleich aber soll- 
te die Wiederherstellung einer staatlichen 
Ordnung im westlichen Teil Deutschlands 
etwas anderes, ebenso Wichtiges leisten: 
eine gerechte Sozialordnung. Die Erkennt- 
nis, daß die kapitalistische Wirtschafts- 
ordnung wesentlich zum Triumph des Na- 
tionalsozialismus über die Demokratie 
von Weimar beigetragen hatte, war zu der 
Zeit in der deutschen Bevölkerung noch 
lebendig und spiegelt sich daher auch in 
der damaligen Programmatik der politi- 
schen Parteien. Das Ahlener Wirtschafts- 
programm der CDU vom 3. Februar 1947 
etwa beginnt mit dem Satz: „Das kapita- 
listische Wirtschaftssystem ist den staat- 
lichen und sozialen Lebensinteressen des 
deutschen Volkes nicht gerecht gewor- 
den.“ Allerdings hätten die Besatzungs- 
mächte einer grundsätzlichen Vergesell- 
schaftung der Produktionsmittel nicht zu- 
gestimmt. Den Artikel 41 der Hessischen 
Verfassung vom 11. Dezember 1946, der 
die Überführung des Bergbaus, der Ener- 
giewirtschaft und des Verkehrswesens in 
Gemeineigentum vorsieht, ließen die 
Amerikaner z.B. erst zu, nachdem eine 
Volksbefragung ihn bestätigt hatte. Die 
neo-liberale Wirtschaftspolitik von Gna- 
den der Besatzungsmächte erlaubte im 
Gegenteil noch vor Inkrafttreten des 
Grundgesetzes die Restauration der alten 
deutschen Sozial- und Eigentumsverhält- 
nisse*). Das GG wurde unter diesen Um- 
ständen zu einem seltsamen Kompromiß. 
Da dem Parlamentarischen Rat ange- 
sichts der Haltung der Alliierten grund- 
sätzliche Sozialisierungsforderungen nicht 
durchsetzbar erschienen, begnügte er sich 
mit der Beibehaltung des liberalen Grund- 
rechtskataloges, der allerdings mit dem 
Gegengewicht der Formel vom demokra- 
tischen und sozialen Rechtsstaat verse- 
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hen wurde), „um klarzumachen, daß die- 
ser Staat, der nun geboren wurde, keines- 
wegs diejenige Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung wiederherstellen wollte 
und sollte, auf deren Boden das Dritte 
Reich entstanden war“s). Einerseits wur- 
de also durch die Artikel 28, 15 Satz 1 GG 
eine grundsätzliche Umstrukturierung der 
sich bereits restaurierenden Wirtschafts- 
ordnung zugelassen, andererseits aber 
durch den perfektionierten Rechtsschutz 
der von der Sozialisierung potentiell Be- 
troffenen in Artikel 14 Ill, 15 Satz 2 GG 
der „status quo ungleich starrer und un- 
beweglicher fixiert als (durch) die Wei- 
marer Verfassung‘) in Artikel 156. Auf 
der Tagung der deutschen Staatsrecht- 
lehrer im Jahre 1951 machte. Ipsen denn 
auch seiner Unzufriedenheit entspre- 
chend Luft: „Soweit das GG Idee und 
Rechtsförmlichkeit des liberalen Rechts- 
staates lediglich restauriert und damit 
seiner eigenen Sozialstaats-Bestimmung 
etwa Hindernisse in den Weg gelegt hat, 
gilt es, jenen Auftrag zur Gestaltung der 
sozialen Ordnung gleichwohl nicht zu ver- 
nachlässigen..... Jede andere Auffassung, 
insbesondere jene, die aus der Anleh- 
nung des Grundrechts teils an den Ver- 
fassungsstil des bürgerlichen Rechtsstaa- 
tes und dem — gegenüber Weimar rück- 
schrittlichen — Verzicht auf eine bereits 
verfassungsmäßige Grundsatzgestaltung 
der Sozialordnung den staatlichen Auf- 
trag hierzu überhaupt verleugnet, geht an 
unserer Realität vorbei‘). Um interes- 
sierten Kreisen zu demonstrieren, daß er 
mit solchen Ansichten dennoch keinem 
Rückfall in totalitäre Praktiken das Wort 
reden wollte, klärte Ipsen in mehreren 
Rechtsgutachten (zwei im Auftrag der Ar- 
beitsgemeinschaft der Schutzvereinigun- 
gen für Wertpapierbesitz’), eins im Auf- 
trag der Buderusschen Eisenwerke)!°) 


ständig über 4000 ungelesene Bücher zu stark herab- 
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den Umfang des liberal-rechtsstaatlichen 
. Vermögensschutzes. Wirtschafts- und da- 
-- mit machtpolitisch stand zu diesem Zeit- 
“ punkt allerdings schon fest, wohin der 
Weg der BRD gehen würde. In der Rechts- 
wissenschaft spiegelt sich dieser Weg in 
. den Auslegungsnuancierungen der For- 
mel vom „sozialen Rechtsstaat“''), denen 
sich Ipsen zwar nicht ohne Zögern, aber 
immer rechtzeitig und subtil anzupassen 
verstand. Sein innerer Wendepunkt liegt 
spätestens — man kann nur Vermutungen 
anstellen, da sich Ipsen nie korrigiert, son- 
dern immer nur von einem bestimmten 
Zeitpunkt an etwas anderes vertreten 
hat — gegen Ende des Jahres 1953. Unter 
dem unmittelbaren Eindruck der Bundes- 
tagswahlen, in denen die deutschen Wäh- 
ler sich für Konsum statt Mitbestimmung 
entschieden hatten, hörte die Staatsrecht- 
lehrertagung am 15. 10. 1953 in Bonn ein 
Referat von E. Forsthoff zur Frage des 
sozialen Rechtsstaates. Forsthoff zer- 
pflückte gründlich Ipsens Ansicht, daß das 
in Artikel 20 GG gemäß Artikel 79 III GG 
unabänderlich fixierte Wörtchen „sozial“ 
durch die Sozialisierung des Art. 15 GG 
konkretisiert werden: „Rechtsstaat und 
Sozialstaat sind ihrer  Inten- 
tion nach ... Gegensätze'2).“ „Die Ent- 
scheidung für den Rechtsstaat im GG ist 
primär und evident, ...'?)" Man könne 
entweder das eine haben oder das ande- 
| re, nicht beides zugleich. Entweder also 
- den Schutz des Privatvermögens oder 
Vergesellschaftung. Zugleich, so erkannte 
“ - Forsthoff, lassen sich die rechtsstaatlichen 
Garantien „in hohem Maße isolieren von 
dem Wechsel der Ambiance“'*). Den ei- 
gentlichen Bereich der sozialen Macht- 
kämpfe tastet der „Rechts“-Staat somit 
nicht an, honoriert aber den jeweiligen 
Sieger mit dem Schutz des Vermögens®>). 
= Wo er Gerechtigkeit erst schaffen könnte, 
© erklärt sich der Forsthoffsche, „un“-politi- 
sche Rechtsstaat inkompetent. Von Sozia- 
N lität bleibt nicht mehr übrig als „eine an 
das Ermessen gerichtete und für die Ge- 
setzesauslegung verbindliche Staatsziel- 
bestimmung“"*). Ipsen, der es einmal bes- 
ser gewußt hatte, fügte sich dem Trend: 
Dr „Ich bedaure sehr — und bitte um Ver- 
ständnis dafür, daß ich zu den grundsätz- 
lichen verfassungsrechtlichen Ausführun- 
"gen des Herrn Kollegen Forsthoff hier 
"nicht Stellung nehmen kann ...'”)“ Die 
" grundsätzlichen verfassungsrechtlichen 
| 
| 
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seither von Ipsen nicht mehr bestritten 
worden, Forsthoffs Auslegung ist 
„n. M.“tB) geworden, Ridder, Abendroth 
und wenige andere Unbelehrbare sind zur 
Frage der Sozialstaatlichkeit nicht mehr 
„zitierfähig“, wie es in Juristenkreisen 
heißt. Aber Ipsen kippte nicht nur um, er 
mischte auch weiter kräftig mit. Denn das 
Wörtchen „sozial“ mußte noch zu ande- 
ren Zwecken herhalten: Die bloß !iberale 
Marktwirtschaft konnte sich nicht mehr 
selbst im Gleichgewicht halten. Unter Ein- 
satz der öffentlichen Gewalt mußte das 
Sozialprodukt zumindest partiell umver- 
teilt werden. Ipsen widmete sich zeitig 
auch diesen Fragen!?). Arbeiten wie sei- 
ne ermöglichten erhebliche Subventionie- 
rungen der Großindustrie durch Steuer- 
erlaß und die direkte Förderung auch der 
Rüstungsindustrie auf Kosten des Mas- 
senkonsums?°),. Die Mitbestimmungsfor- 
mel, „die bereits eine halbe Widerrufung 
statt einer Ergänzung der Sozialisierungs- 
formel war‘'21), wurde durch die Parole 
vom „Eigentum in Arbeitnehmerhand“ er- 
setzt. Es erübrigt sich, von deren Einfluß 
auf die Gesellschaftsstruktur im ganzen zu 
sprechen), 


Doch wie begründet ipsen, daß für ihn 
1950 die Überwindung „der Kluft zwischen 
gewährleisteter Rechtsstaatlichkeit und 
postulierter Sozialität des GG eine — 
oder sogar die — Aufgabe der heutigen 
Verwaltungswissenschaften‘2?) darstellte, 
während er 1956, fast peinlich berührt, 
den sozialen Rechtsstaat als Formel kom- 
mentierte, dessen „Normativität und Voll- 
ziehbarkeit hinter dem Rang von eigent- 
lichen Verfassungssätzen zurück- 
bleibt‘2)? Wie viele, die ihre wissen- 
schaftlichen Ansichten mit der politischen 
Wirklichkeit änderten, bezieht sich auch 
Ipsen „auf das wahre Wort von Saint- 
Simon, wonach eine wahre Verfassung 
nicht erfunden, sondern nur beobachtet 
werden kann‘). 

Dem Verlust des Zieles der demokratisch- 
sozialistischen Umstrukturierung der Ge- 
sellschaft folgt nach Verabschiedung der 
Notstandsverfassung nunmehr auch der 
Verlust durch die Verfassung garantierter 
Rechtpositionen*). Die Bundesrepublik 
wird erneut von einer Refaschierung be- 
droht. 


Wollen wir uns weiter auf die Beobach- 
tungsgabe von Herrn Prof. Dr. H. P. Ipsen 
verlassen? 
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Die Krise des Otto-Suhr-Instituts der FU 
Berlin, hervorgerufen durch die Protest- 
aktionen der Studentenschaft anläßlich 
der dritten Lesung zur Notstandsgesetz- 
gebung des Bundestages, hat nach per- 
manenten Diskussionen zu einer neuen 
Satzung geführt, in der das Prinzip der 
Drittelparität realisiert wird. Daß das Or- 
dinariatsprinzip gestorben war, war schon 


“dokumentiert worden, als die Professoren 


sich bereit zeigten, die Beschlüsse der 
Vollversammlung zu akzeptieren. Aus der 
Krise am OSI sind auch Konsequenzen 
hinsichtlich Forschung und Lehre gezogen 
worden. Man plant Theorie und Praxis 
zu verbinden; gesellschaftsbezogene 
Thematik in der Forschung, Verlegen von 
Kursen in Betriebe, Behörden und Schu- 
len aller Art. 


Wie wir bei Red.-Schluß erfahren, hat 
der Akad. Senat der FU die neue Satzung 
abgelehnt. Die Krise wird wieder akut. 

“ 


Hat Springer an Springer verkauft? Nach 
dem sensationellen Verkauf des Kindler & 
Schiermeyer Verlages, der dem Springer- 
Konzern angehört, an die Weitpert-Grup- 
pe, hält sich diese Frage hartnäckig als 
Gerücht, obwohl Weitpert auf eine in die- 
se Richtung zielende Frage geantwortet 
hat: „Ich bin kein Strohmann.“ Wie aus 
den Kreisen des Gruner & Jahr Verlages 
verlautet, gewinnt man mehr und mehr 
die Überzeugung, daß die geführten Ver- 
handlungen nichts als Scheingefechte 


waren. Ein indiz ist die Absprache, die 
mit Weitpert, schon Wochen vor den Ver- 
handiungen mit Gruner & Jahr, getroffen 
wurden. 
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Wider die „Universität als Zuchtanstalt” 


Aktionsziele der amerikanischen Studentenbewegung 


Seit dem Free Speech Movement in Ber- 
keley 1964 ist die Unzufriedenheit ameri- 
kanischer Studenten gewachsen. Die 
Schlagzeilen, die das sit-in an der Colum- 
bia-University (N.Y.) hervorgerufen hat, 
beweisen das, beleuchten aber nur Aus- 
schnitte: Im Mai 1968 haben an mehr als 
25 amerikanischen Universitäten und Col- 
leges Studenten-Aktionen stattgefunden. 
Die Aktionsformen sind das sit-in, weiter- 
entwickelt zur „Besetzung“ oder „Be- 
freiung“ einzelner Gebäude, Massenver- 
sammlungen; seltener Märsche oder 
Brandstiftungen. 

Die Gründe für diese Aktivität sind in der 
Universitätsstruktur und der politischen 
wie sozialen Situation der ‘Vereinigten 
Staaten zu suchen. 

Die Universitätsstruktur unterscheidet sich 
weitgehend vom deutschen System. All- 
gemein kann von einer Dreigliederung 
gesprochen werden, die hierarchischen 
Charakter hat: Administration, Lehrkör- 
per (faculty), Studenten. Diese setzen 
sich aus graduates und undergraduates 
zusammen. Da die Studenten in der Re- 
gel relativ jung — mit 18 Jahren — an die 
Universität kommen, glaubt die Admini- 
stration, meist mit Zustimmung der Eltern, 
berechtigt zu sein, in loco parentis zu 
handeln, was Disziplin und Moral der 
Zöglinge angeht. Aus „verwaltungstech- 
nischen“ Gründen oder wegen der üb- 
lichen „Sachzwänge“ wird diese Einstel- 
lung oft auf graduates ausgedehnt. 

Der Lehrkörper (Professoren und Asso- 
ciate P.) hat mit undergraduates kaum 
Verbindung. Vorlesungen werden auf Film 
aufgenommen und in Klassen mit manch- 
mal mehr als 2000 Hörern ausgestrahlt. 
Andererseits ist die Zusammenarbeit mit 
graduates oft sehr eng und ermöglicht 
informelle Kontaktaufnahme und Ein- 
flußmöglichkeiten. 

Das schwarze Schaf unter den drei Grup- 
pen ist die Administration, die das Ver- 
mögen der Universität verwaltet, für die 
Etatverwaltung zuständig ist und prak- 
tisch das gesamte akademische und so- 
ziale Leben reguliert und reglementiert. 
Von dieser Sachlage her müssen die stu- 
dentischen Proteste verstanden werden. 
Sie richten sich allerdings nur selten aus- 
schließlich auf inneruniversitäre Probleme. 
Aus der starken Integration amerikani- 
scher Universitäten in die Gesellschaft 
ergibt sich zwangsläufig, daß Aktionen 
gegen die Institution sich zugleich 
gegen Gesellschaft und System richten. 
Die Reaktion der Gesellschaft ist zwei- 
gleisig. Einerseits wird es als selbstver- 
ständlich hingenommen, daß die Univer- 
sitäten dem Staat und der Industrie die- 
nen(!), andererseits ist die Mehrheit der 
Bevölkerung gegen weitgehende Mitspra- 
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cherechte der Studenten. Dem Kongreß 
liegt z. Z. ein Gesetzentwurf vor, der die 
rechtlichen Grundlagen für den Entzug 
staatlicher Stipendien schafft, wenn die 
Stipendiaten an „Störaktionen‘ teilneh- 
men oder rechtmäßigen Verwaltungsan- 
ordnungen nicht nachkommen. 

Die in die Gesellschaft integrierte Uni- 
versität (Multiversität), als Gegensatz zum 
akademischen Eifenbeinturm von vielen 
deutschen Studenten angestrebt, hat m. 
E. auch erhebliche Nachteile: Sie wird 
zur „Wissensfabrik‘ im „nationalen In- 
teresse“ und gleicht sich wie eine „Amö- 
be“ jeder Umwelt an. Das unbeabsichtigt 
enthüllende Buch „The Uses of the Uni- 
versity“ (Cambridge, Mass., 1963) des 
ehemaligen Präsidenten der UCAL (u. a. 
Berkeley-Campus) gibt darüber entspre- 
chenden Aufschluß. 

Die Proteste der Studenten in den letz- 
ten Monaten richten sich gegen die Ein- 
beziehung der Universität in den „mili- 
tärisch-industriellen Komplex‘: 75 Pro- 
zent aller Forschungsausgaben amerika- 
nischer Universitäten kommen aus Staats- 
mitteln, ein Drittel davon stammt direkt 
vom Verteidigungsministerium; geheime 
Forschungsaufträge des Pentagon werden 
ohne Kontrollmöglichkeit von zahlreichen 
Universitäten ausgeführt; an zahlreichen 
Universitäten gibt es ausgedehnte Reser- 
ve Officer Training Corps (ROTC) aller 
Waffengattungen oft gegen den Willen 
von Professoren und Studenten. 
Rassenprobleme sind ein weiterer Focus 
studentischer Angriffe: Studenten der 
University of Wisconsin protestierten da- 
gegen, daß sich im Vermögen der Uhi- 
versität Aktien der Chase Manhattan 
Bank befinden, die große Interessen in 
Südafrika hat; die Diskriminierung gegen 
Schwarze innerhalb und außerhalb der 
Universitäten in Amerika wurde ange- 
prangert und die Einrichtung von Kursen 
über die Geschichte der Afro-Amerikaner 
gefordert und durchgesetzt. 

Columbia Studenten protestierten gegen 
die autokratische Haltung der Administra- 
tion nicht nur den Studenten gegenüber, 
sondern besonders gegenüber dem be- 
nachbarten Harlem, dessen Randgebiete 
für die Expansion der Universität mit Me- 
thoden aufgekauft werden, die an Kolo- 
nialismus erinnern. Zahlreiche Demon- 
strationen richten sich gegen die Viet- 
nampolitik der USA. Andere treten für 
das Recht der freien Meinungsäußerung 
ein, ein Recht, dessen Ausübung in der 
gegenwärtigen Situation besonders not- 
wendig ist. Während Dr. Spock u. a. da- 
für angeklagt sind, eine Pressekonferenz 
gehalten zu haben, gibt ein Air Force 
Handbuch folgende Definition der be- 
rühmt-berüchtigten „militärischen Ziele“ 


in Vietnam: militärische Ziele schließen 
alle Personen und Sachen ein, deren 
Vernichtung die feindliche Bevölkerung 
und Armee in ihrer Moral oder Kampf- 
kraft beeinträchtigt! 

Es muß betont werden, daß es den ame- 
rikanischen Studenten meist gelingt, die 
aufgestellten Forderungen zu realisieren. 
Professoren stellen sich in zahlreichen 
Fällen auf die Seite der Studenten. Die 
American Association of University Pro- 
fessors veröffentlicht regelmäßig eine Li- 
ste von Universitäten und Colleges, in 
denen die Administration versucht, die 
akademische Freiheit einzuschränken. 
Nach dieser Zusammenfassung der For- 
men und Ziele studentischer Proteste in 
Amerika einige Auszüge aus einem Flug- 
blatt streikender Studenten in Minneapo- 
lis. Als Kontrast sind einige Zitate aus 
Clark Kerrs oben erwähntem Buch ein- 
gefügt (Übersetzung D. H.). 


Flugblatt: „Wenn eine Stadt zerstört wird 
um sie zu retten, wenn ein Mann ermordet 
wird, weil er Gleichheit für alle will, müs- 
sen wir das Krebsgeschwür in unserer 
Gesellschaft herausschneiden. Zu viele 
Menschen sterben als Märtyrer in den 
Straßen unserer Städte und im Dschungel 
Vietnams. Wir dürfen nicht schweigen, 
die Situation verlangt direkte Aktion.“ 


Kerr: Die University of California: 
„Mehr als 4000 Babies werden jähr- 
lich in den Universitätskrankenhäu- 
sern geboren. Die Universität ist die 
größte Zuchtanstalt der Welt für wei- 
fe Mäuse. Sie wird bald die größte 
Primatenkolonie der Welt besitzen. 
Sie wird außerdem bald 100 000 Stu- 
denten haben ... Sie muß so ver- 
wirrend wie möglich sein, um das 
ganze unstabile Gleichgewicht zu er- 
halten.“ 


Flugblatt: „Es ist unsere Verpflichtung, 
dieses Land wieder auf die Seite der 
Humanität und Gerechtigkeit zu bringen. 
Wenn die Umweltsbedingungen uns krank 
machen, müssen wir sie ändern. Wenn 
wir an Freiheit, Frieden und Sicherheit 
für alle glauben, müssen wir für sie ein- 
treten. Die Universität ist genau so krank 
wie die Gesellschaft. Sie entzieht sich 
ihrer Verantwortung.“ 


Kerr: „Die Wissensfabrik paßt sich 
an Geld und Umwelt an wie eine Arhö- 
be... Intellekt ist ein Instrument 
nationalen Interesses, ein Teil des mi- 
litärisch-industriellen Komplexes. In 
dem Krieg der Ideologien ist eine ge- 
schickte Anwendung dieses Instru- 
mentes äußerst wichtig.“ 


Flugblatt: „WE MUST STRIKE!“ 


„gäustattet. 
N neumonste 
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Rolf Seeliger: Die außerparlamentarische 
Opposition; 6,80 DM, Verlag Rolf Seeliger 
Das Establishment antwortet: der APO. 
Eine Dokumentation; hrsg. von Hans 
Joachim Winkler, 9,— DM, C. W. Leske 
Verlag ä 


Zwei Bücher zur außerparlamentarischen 
Opposition: im einen wird über die ver- 
schiedenen Gruppen informiert und kurze 
Stellungnahmen zu diesem den ‚Offiziel- 
len‘ unverständlichen Phänomen wieder- 
gegeben; im anderen wird von der Reak- 
tion berichtet, die das Establishment auf 
die politischen Aktivitäten der APO ge- 
zeigt hat. Seeliger verspricht mehr als 
er halten kann: die Information bleibt 
oberflächlich. Wem ist damit gedient, eine 
Sammlung von Grundsatzprogrammen 
interpretieren zu dürfen, die nichts als 
vage politische Orientierung hergeben 
und meist aus der Zeit stammen, in der 
die Aktivitäten isoliert und ohne Koordi- 
nation stattfanden. Das können auch die 
Ausführungen, die an den Anfang der 
Broschüre gestellt sind und den Versuch 
einer systematischen Analyse machen, 
nicht kompensieren. Winkler dokumentiert 
die Reaktion des Establishments auf die 
APO aus Bundestagsreden, Interviews, 
Vorträgen, Stellungnahmen. Dabei ge- 
langt er zu drei Formen der Reaktion: Die 
erste zeichnet sich durch das Bestreben 
‚Ordnung zu erhalten‘ aus, die zweite Re- 
aktion ist immerhin die, die nach den Ur- 
sachen fragt, die dritte schließlich ant- 
wortet auf die Herausforderung mit Re- 
formvorschlägen. Die bisherigen Lerner- 
folge des Establishments werden von ihm 
als relativ gering charakterisiert, ob damit 
die Entwicklung der außerparlamentari- 
schen Opposition zur antiparlamentari- 
schen schon entschieden ist, bleibt aller- 
dings abzuwarten. Mit verbalem Reform- 
eifer ist es nicht mehr getan. -ge 


Wilhelm Reich: Die sexuelle Revolution. 


Zur charakterlichen Selbststeuerung des 
Menschen; 25,— DM, Europäische Verlags- 
anstalt 


Die bereits 1936 unter dem präziseren 
Titel „Die Sexualität im Kulturkampf. Zur 
sozialistischen Umstrukturierung des 
Menschen“ erschienene Schrift gewinnt 
ihre Bedeutung aus der erstmalig vollzo- 
genen Analyse des spezifisch historischen 
Zusammenhangs von Sexualität und 
Herrschaft. Reichs Analyse der wechsel- 
seitigen Bedingung von autoritärem Staat 
und sexualverneinender „Zwangsmoral“, 
von ökonomischer Struktur und bürgerli- 
cher Familien- und Ehe-Ideologie bleibt 
gleichermaßen theoretisch als Korrektur 
der Freudschen Kulturanthropologie wie 
praktisch „als Kern der lebensbejahen- 
den Kulturpolitik auf der Grundlage der 
sozialistischen Planwirtschaft“ (S. 327) 
bedeutsam. Von den hier vermittelten 
Einsichten hat sich eine Analyse leiten 
zu lassen, die die veränderte historische 
Situation einer Gesellschaft zu begreifen 
sucht, die statt der sexuellen Revolution 
die sexuelle Involution vollzogen hat, in- 
dem sie — nach einem Wort von Adorno 
— „aus der Lust einen Spaß macht und 
sie durch Gewährung verweigert“. sen 


REZENSIONEN 


Poul M. Faergemann: Perversität, Porno- 
graphie und Entrüstung. Aus dem Däni- 
schen übersetzt von Dieter Holmblad; 
22,— DM. Gala Verlag, Hamburg 


Von psychoanalytischem Standpunkt, ohne 
„blinder orthodoxer Analytiker‘‘ zu sein, 
geht der Autor an sein Thema. Systema- 
tische Vollständigkeit wird nicht ange- 
strebt. So bleibt das Buch wenigstens 
lesbar. 


Kinsey wird heftig kritisiert aus der Hal- 
tung heraus, daß eine Abzählung von 
manifesten Sexualpraktiken noch nichts 
über sexuelle Phänomene aussage. Der 
schwedische Sexualforscher Ullerstam, 
der Perversionen als gegeben hinnimmt 
und deshalb vor einiger Zeit in einem 
aufsehenerregenden Buch forderte, für 
Perverse staatliche Bordelle einzurichten, 
damit sie trotz ihrer Abnormität glücklich 
werden, wird gleichfalls heftig attackiert: 
Perversionen vermag Faergemann nur 
dann zu akzeptieren, wenn sie einer 
erotischen personalen Liebesbeziehung 
dienen; Nekrophile, Foteschisten ect. 
sind für ihn neurotisch Kranke, die kei- 
nesfalls im Zustand ihrer psychotischen 
Wirrnis zu belassen sind, obwohl F. als 
analytischer Praktiker die Grenzen kennt. 


Über Pornographie weiß F. bekannte Din- 
ge und unbekanntere Quellen zu nennen. 


Sehr hübsch ist die Odyssee der „Fanny 
Hill“. Der psychoanalytische Standpunkt 
bekommt allerdings dem essayistischen 
Entwurf einer Psychologie der Entrüstung 
schlecht, wenn es heißt: „Es ist für den 
Armen leichter, den ÜberflußB des Kapi- 
talismus zu ertragen, wenn er marxistisch 
entrüstet ist.“ f.r. 


Georg Lukacs: Schriften zur Ideologie 
und Politik, ausgewählt und eingeleitet 
von Peter Ludz ST Bd. 51; Studienaus- 
gabe 39, DM, Luchterhand Verlag 


Verstreute und schwer zugängliche Auf- 
sätze G. Lukacs‘ sind hier von Ludz zu- 
sammengestellt. Ludz, der schon Lukacs' 
Schriften zur Literatursoziologie in der 
gleichen Reihe herausgebracht hat, ver- 
sucht in seiner Einleitung des Bandes an- 
hand des Schlüsselbegriffs der ‚demokra- 
tischen Diktatur‘ das politische Denken 
von Lukacs zu vermitteln. Der Band um- 
faßt 30 Aufsätze aus der Zeit von 1919 
bis 1963, darunter so wichtige wie ‚Was ist 
orthodoxer Marxismus‘ (aus ‚Geschichte 
und Klassenbewußtsein‘), ‚Zur Frage des 
Parlamentarismus‘, ‚Moses Heß und die 
Probleme der idealistischen Dialektik‘. 


Aktualität besitzen diese Aufsätze, die 
zumeist in den 20er Jahren geschrieben 
sind, weil sie der Diskussion innerhalb 
der Linken neue Ansätze z. B. in der 
Frage des Parlamentarismus und des 
Theorie-Praxis-Verhältnisses resp. des 
Voluntarismus-Problems zu geben vermö- 
gen. 


Die Teilnahme am Parlamentarismus wird 
von Lukacs zumindest solange als revo- 
lutionäre Taktik beschrieben, solange die 
außerparlamentarische Opposition keine 
Räte gebildet hat. Der Rekurs auf eine 
idealistische Dialektik, in ‚Geschichte und 
Klassenbewußtsein‘ war Lukacs ihr selbst 
gefährlich nahe, ist von Interesse, weil 
sie die Aporien gegenwärtiger revolutio- 
närer Theorie markiert: ihre strikte Ver- 
mittlung mit der gesellschaftlichen Basis 
gelingt nicht mehr. Indiz dafür, daß heute 
mehr und mehr auf prämarxistische Posi- 
tionen zurückgegangen wird, ist die Be- 
deutung, die der Kategorie Bewußtsein 
zugeschrieben wird. -mer 


Geschichte der Volkswirtschaftslehre; 
herausgegeben von Antonio Montaner; 
NWB Bd. 19, 22,80 DM, Kiepenheuer & 
Witsch 


Wie alle Bände der ‚Gelben Reihe‘ ist 
auch dieser mit einer Einführung, einem 
umfangreichen Apparat und einer brauch- 
baren Bibliographie ausgestattet. Monta- 
ner gibt in seiner Einleitung ‚Über den 
Erkenntniswert der Geschichte der volks- 
wirtschaftlichen Lehrmeinungen‘ einen 
Überblick darüber, wie heute Dogmenge- 
schichte sinnvoll geschrieben werden 
kann. Neben der Literaturgeschichte 
einer Wissenschaft, die bahnbrechende 
Leistungen berücksichtigt, so von W. Ro- 
scher geleistet, und der dogmengeschicht- 
lichen Verkettung von Lehrgebäuden und 
Verfahrensweisen — die am häufigsten 
vertretene Form —, bietet sich eine ge- 
schichtliche Darstellung an, die einzelne 
Theorien und Lehrmeinungen in den Kon- 
text der sozialwissenschaftlichen Gesamt- 
anschauungen eines Zeitalters einrückt. 
Zu ihr bekennt sich der Herausgeber. 
Erst damit kann der historische Stellen- 
wert verschiedener Theorie-Fragmente, 
die noch in die moderne Theorie hinein- 
wirken, erkannt werden. Das mag ein 
Gegengewicht abgeben zu dem formali- 
stisch modell-orientierten Denken der 
heutigen Nationalökonomie, das dem Stu- 
denten die historischen Voraussetzungen 
gerade irrelevant erscheinen und deshalb 
vergessen läßt. — Die Einteilung des Ban- 
des in Lehrepochen, Lehrbeiträge und 
Einzelprobleme der Theorie in histori- 
scher Sicht scheint uns brauchbar. Mit 
der Auswahl der Beiträge hätte Montaner 
aber vielleicht etwas sorgfältiger verfah- 
ren sollen: Der Aufsatz von Kerschagl 
über das, was Marx uns noch heute zu 
sagen hat, ist allzu orthodox vom gängi- 
gen nationalökonomischen Selbstver- 
ständnis geprägt. Kerschagl wiederholt le- 
diglich die Vorurteile, die seit den Arbei- 
ten von Dobb, Sweezy, Rosdolsky u. a. 
als ausgeräumt gelten müssen. -e 


Agnes Hufner 
Peter Schütt 


Theaterdonner 


Die Eroberung und Besetzung des Hamburger 
Schauspielhauses, aufgeführt von der Truppe des 
SDS unter der Leitung von 
W. Neuß und F. J. Degenhardt. 


Auf fast allen größeren Bühnen West- 
deutschlands und Westberlins fanden vor 
und während der dritten Lesung der Not- 
standsgesetze Diskussionen statt. Ver- 
schiedentlich besetzten Studenten Schau- 
spielhäuser und funktionierten sie in Agi- 
tations- und Aktionszentren gegen die 
Notstandsplanung um. In Hamburg ver- 
teilten Demonstranten am Tage vor der 
Lesung Flugblätter an alle Theaterbesu- 
cher, auf denen das Publikum zu einer 
Stellungnahme aufgefordert wurde. 


„Liebe Theaterbesucher‘, hieß es in dem 
Aufruf, „Sie sind heute ins Theater ge- 
kommen, um Theater zu sehen. Wir müs- 
sen jedoch fürchten, daß die Zeit des 
Theaterspielens ein für allemal vorbei ist. 
Die Akteure auf der Bonner Provinzbühne 
sind übereingekommen, mit den Not- 
standsübungen und Polizeiplanspielen 
der vergangenen Jahre endgültig Schluß 
zu macren und den Notstand jetzt fat- 
sächlich zu proklamieren und zu prakti- 
zieren. Sie wollen aus dem Spiel Ernst 
machen!“ 


„Nicht die Notstandsgegner wollen Ihnen 
Ihr Vergnügen rauben“, schloß das Flug- 
blatt, „das haben nur die Notstandsvor- 
bereiter im Sinn. ... Was sie planen, ist 
blutiger Ernst. Es ist die Zeit gekommen, 
in der auch das reine Vergnügen vertei- 
digt werden muß — gegen die ewig Ge- 
strigen, die ganz Deutschland in eine 
Kaserne und die deutschen Bühnen in 
Wehrertüchtigungsanstalten und Trup- 
penbetreuungstruppen verwandeln möch- 
ten.“ 


Das Flugblatt war von Mitarbeitern der 
meisten Hamburger Bühnen, u. a. von 
Egon Monk, dem künftigen Intendanten 


des Schauspielhauses, unterzeichnet. 
Diskussionen waren zunächst vom Ham- 
burger Kultursenator Kramer gegenüber 
dem AStA qgutgeheißen worden. Wenig 
später hieß es jedoch an allen Hamburger 
Bühnen, politische Debatten im Theater 
seien unerwünscht und sollten tunlichst 
auf die Straße verlegt werden. 


Trotzdem betraten am Tag der 3. Lesung 
mit Genehmigung der Direktion während 
der Pause mehrere hundert Demonstran- 
ten das Foyer des Schauspielhauses und 
begannen während der Pause mit dem 
Publikum zu diskutieren. Nach Schluß der 
von der Hausverwaltung vorzeitig abge- 


brochenen Vorstellung nahmen die Dis- 
kutanten im Parkett Platz und veranstalte- 
ten mit den verbliebenen Gästen und 
Mitgliedern des Ensembles ein mehrstün- 
diges Teach-in über den Notstand. 


Am folgenden Tag aber konnten keine 
Diskussionen stattfinden. Polizeikordons 
hatten die Eingänge des Schauspielhau- 
ses abgeriegelt, und die Zuschauer wur- 
den durch die Hinterausgänge herausge- 
lassen. 


Eine Woche später traten Wolfgang 
Neuß und Franz-Josef Degenhardt in 
einer Spätvorstellung des Schauspielhau- 
ses auf. Trotz Widerstands des Direktors 
Gerhard Hirsch luden sie 50 Mitglieder 
des SDS während der Vorstellung zu sich 
auf die Bühne und setzten ihr Programm 
nach der Pause mit einem vorher vom 
Publikum begrüßten Teach-in über die 
Aufgaben von Kunst, Literatur und Thea- 
ter nach Inkrafttreten der Notstandsge- 
setze fort. Es entspann sich rasch ein leb- 
haftes Gespräch, an dem sich trotz zeit- 
weiliger Abschaltung der Mikrofone und 
wiederholter Drohung von seiten der 
Hauslieitung ein vollbesetztes Haus be- 
teiligte und das sich schließlich bis in die 
frühen Morgenstunden erstreckte. An der 
Diskussion, die von dem Cheflektor des 
Rowohlt-Verlages, Fritz C. Raddatz, ge- 
leitet wurde, nahmen außer dem Publi- 
kum und den Studenten Schauspieler und 
Hamburger Autoren teil. Die im Haus Ver- 
sammelten verabschiedeten mehrere Re- 
solutionen, in denen sie den künftigen 
Intendanten des Schauspielhauses auf- 
forderten: 


1. derartige Diskussionen in der kommen- 
den Spielzeit regelmäßig durchzuführen 
und, falls notwendig, die Räume des The- 
aters auch kurzfristig für politische Infor- 
mationsarbeit bereitzustellen; 
2. aktuelle Stücke politischen 
künftig häufiger aufzuführen; 

3. zum Thema der Notstandsgesetze Auf- 
tragsarbeiten an junge Autoren zu ver- 
geben. 
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Eine disziplinierte Aussprache mit kon- 
kreten Ergebnissen war allerdings nicht 
nach Springers Geschmack. BILD sprach 
von „Demagogie“ und behauptete frech: 
„Das war keine Diskussion, das war ein 
großes Bla-Bla — undiszipliniert, unüber- 
legt, unsachlich, unvollkommen.“ 
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Suhrkamp 


dies poem 


immer 

diese hymnen 
hommages 

diese widmungen 


für christian & cleopatra 


dies poem 


ist für die katz 


liebes / gedicht 


komm 
wir pflanzen ıadieschen 
im wolkengarten 


legen uns ins weiße gebüsch 


komm 


wir verkaufen fleisch 


gegen kopfgeld 


du darfst raubfische 


in mein herz schicken 


aber deine veilchen & verse 


kannst du dir an den hut stecken 


beate iöffler 


